— 253 — 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


—— Nr. 26. 


(Nr. 3147.) Verordnung, betreffend die Dienſtvergehen der Richter und die unfreiwillige 9, e ar‘ 


Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand. Vom 
10. Juli 1849. 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen nach dem Antrage Unſeres Staatsminiſteriums, auf Grund des Ar⸗ 
tikels 105. der Verfaſſungsurkunde, was folgt: 
Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen uͤber Dienſtvergehen und deren Be— 
f ſtrafung. 


8 1 


Dienſtvergehen iſt jede Verletzung der Pflichten, welche dem Richter durch r 


ſein Amt auferlegt werden. 

Zu dieſen Pflichten gehört, daß der Richter ſich durch fein Verhalten 
in und außer dem Amte der Achtung, des Anſehens und des Vertrauens wür: 
dig beweiſe, die ſein Beruf erfordert. . 


8 


Amtsverbrechen, . welcher eine Beſtrafung nach den beſtehenden Pi 


Geſetzen auf Grund eines Verfahrens vor den gewöhnlichen Strafgerichten 
ftatt findet, find nur diejenigen Verletzungen der Amtspflicht, welche mit einer 
Strafe des gemeinen Strafrechts bedroht ſind, dieſelbe beſtehe in Freiheitsſtrafe 
oder einer ſchwereren Strafe, in immerwährender oder zeitiger Unfaͤhigkeit zu 
Öffentlichen Aemtern, oder in einer anderen immerwaͤhrenden oder zeitigen Ent⸗ 
ziehung oder Einſchraͤnkung ſtaatsbuͤrgerlicher Rechte, in Stellung unter Po- 
lizei⸗-Aufſicht, oder in einer ſolchen Geldbuße, deren Hoͤhe ſich nach der Groͤße 
des verurſachten Schadens oder des geſuchten Gewinnes richtet. 
„ Dieſe Beſtimmung findet Anwendung ohne Ruͤckſicht darauf, ob die 
Handlung bloß mit einer Strafe des gemeinen Strafrechtes oder zugleich mit 
Jahrgang 1849. (Fr. 3147.) 41 der 


Ausgegeben zu Berlin den 15. Juli 1849. 


en 


erbre- 


Bloße Dienft- 
vergehen. 


Disziplinar- 
und gewöhn- 
liches Straf⸗ 
verfahren 
wegen der 
nämlichen 
Thatſachen. 
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der Dienſtentlaſſung oder einer anderen der im H. 4. Nr. 1. und 2. bezeichne⸗ 
ten Strafen bedroht iſt; ſie iſt auch in den Faͤllen anwendbar, wo als Ver⸗ 


ſchaͤrfung einer Geldbuße des gemeinen Strafrechtes die Dienſtentlaſſung an⸗ 
gedroht iſt. 


$. 3. 

Die Beſtimmung des F. 333. Allg. Landrechts Theil II. Titel 20. iſt 
nicht anwendbar, wenn nicht die Verletzung der Amtspflicht von dem Richter 
in der Abſicht veruͤbt worden iſt, ſich oder Anderen Vortheil zu verſchaffen, 
oder dem Staate oder Anderen Nachtheil zuzufuͤgen. 


$. 4. 

Bloße Dienſtvergehen, wegen welcher nur ein Disziplinarverfah⸗ 
ren und eine Beſtrafung nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung ſtatt findet, 
find die nachſtehenden Verletzungen der Amtspflicht: 

1) diejenigen, welche in den bisherigen Geſetzen bloß mit Warnung, Ver⸗ 
weis, Verſetzung, Suspenſion, Dienſtentlaſſung (Verluſt des Amtes, 
Dienſtentſetzung, Amtsentſetzung, Kaſſation) bedroht ſind, oder wo zu⸗ 
gleich oder ausſchließlich eine Geldbuße anderer als der im F. 2. bezeich- 
neten Art angedroht iſt; 

2) diejenigen, welche in den bisherigen Geſetzen mit Degradation bedroht 
5 auch wenn zugleich mit derſelben irgend eine andere Strafe ange⸗ 

roht iſt; 

3) diejenigen, welchen nur Unwiſſenheit oder Fahrlaͤſſigkeit (Irrthum, Ver⸗ 
ſehen, Unvorſichtigkeit, Nachlaͤſſigkeit, Uebereilung) zum Grunde liegt; 

4) die Entfernung ohne Urlaub oder die Ueberſchreitung des Urlaubs; 

5) alle anderen Verletzungen der Amtspflicht, welche nicht in den Straf⸗ 
geſetzen vorgeſehen ſind. 


§. 3. 
Spricht das Geſetz bei bloßen Dienſtvergehen die Verpflichtung zur 
Wiedererſtattung oder zum Schadenserſatz, oder eine ſonſtige civilrechtliche Ver; 
pflichtung aus, fo gehört die Klage der Betheiligten vor das Civilgericht. 


§. 6. 

Die von einem Richter im Amte veruͤbten Beleidigungen oder Thaͤtlich— 
keiten werden mit den auf dieſe Vergehen geſetzten Geld- oder Freiheitsſtrafen 
auf Grund des gewoͤhnlichen gerichtlichen Verfahrens belegt. Daruͤber, ob 
gegen den Richter außerdem eine Disziplinarſtrafe zu verhaͤngen ſei, wird ledig⸗ 
lch im Disziplinarwege entſchieden. 

$. 7. 

Das Disziplinarverfahren wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die 
Handlung, welche den Gegenſtand der Anſchuldigung bildet, ein gemeines Ver⸗ 
brechen oder Vergehen, eine Uebertretung oder ein Amtsverbrechen (H. 2.) dar⸗ 
ſtellt, daß wegen derſelben eine ſtrafgerichtliche Verfolgung eingeleitet, eine Frei: 

pre⸗ 
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ſprechung erfolgt, oder eine ſolche Verurtheilung ergangen iſt, die wede 
den 17 des Amtes lautet, noch denſelben kraft des Gesel (F. 9.0 nach 
ſich zieht. i 


§. 8. a 


Im Laufe einer Unterſuchung vor den gewöhnlichen Strafgerichten darf 
gegen den Angeſchuldigten ein Disziplinarverfahren wegen der naͤmlichen That⸗ 
ſachen nicht eingeleitet werden, wenn es nicht durch das Intereſſe des Dienſtes 
dringend geboten wird. 

Wenn im Laufe eines Disziplinarverfahrens wegen der naͤmlichen 
Thatſachen eine Unterſuchung vor den gewoͤhnlichen Strafgerichten gegen den 
Angeſchuldigten eröffnet wird, jo kann das Disziplinargericht die Ausſetzung 
des Disziplinarverfahrens, allenfalls bis zur rechtskraͤftigen Erledigung des 
ſtrafgerichtlichen Verfahrens, verordnen. 

In dieſen Faͤllen ſteht gegen den Beſchluß eines Appellationsgerichts 
über die Einleitung, Fortſetzung oder Ausſetzung des Disziplinarverfahrens 
dem Staatsanwalte bei dieſem Gerichte (Ober-Staatsanwalte, General-Pro—⸗ 
1 und dem Angeſchuldigten die Beſchwerde an den oberſten Gerichts— 
hof offen. 


e 


Die Verurtheilung zu Zuchtshausſtrafe oder Feſtungsarbeit, zu einer an- Verlust des 


deren Freiheitsſtrafe von einjaͤhriger oder laͤngerer Dauer, zu einer ſchwereren 
Strafe, zu immerwaͤhrender oder zeitiger Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern, 
zu einer ſonſtigen immerwaͤhrenden oder deitigen Entziehung oder Einſchraͤnkung 
R Rechte, oder zu der Stellung unter Polizeiaufſicht, zieht 
den Verluſt des Amtes, und bei den in Ruheſtand verſetzten Richtern den 
zum der Penſion von ſelbſt nach ſich, ohne daß darauf beſonders erkannt 
wird. 


$. 10. 


Amtes als 
Folge ande- 
rer Strafen. 


Ein Richter, welcher ſich ohne den vorſchriftsmaͤßigen Urlaub von feiz unerlaubte - 


nem Amte entfernt, oder den ertheilten Urlaub uͤberſchreitet, iſt, fuͤr die Zeit 
der unerlaubten Entfernung, ſeines Dienſteinkommens verluſtig. 


$. 11. 
Dauert die unerlaubte Entfernung laͤnger als acht Wochen, ſo hat der 


Richter die Dienſtentlaſſung verwirkt. 

Iſt der Richter dienſtlich aufgefordert worden, zu ſeinem Amte zuruͤck— 
ukehren, fo tritt die Strafe der Dienſtentlaſſung ſchon nach fruchtloſem Ab- 
hauf von vier Wochen ſeit der ergangenen Aufforderung ein. 

§. 12. 

Die Entziehung des Dienſteinkommens (F. 10.) wird von derjenigen 
Behörde verfügt, welche den Urlaub zu ertheilen hat. Im Falle des Wider⸗ 
ſpruches wird im Disziplinarwege entſchieden. — Gegen das Urtheil iſt die 
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Berufung zuläffig, wenn es ſich um das Dienſteinkommen von mehr als Einem 
Monate handelt. 


$. 13. 


Die Dienſtentlaſſung kann nur im Disziplinarwege ausgeſprochen 
werden. 


Es wird darauf nicht erkannt, wenn ſich ergiebt, daß der Richter ohne 
ſeine Schuld von ſeinem Amte fern geweſen iſt und ſich zugleich in der Un⸗ 
moͤglichkeit befunden hat, den Urlaub vder deſſen Verlaͤngerung nachzuſuchen. 


$. 14. 


Die Einleitung eines Disziplinarverfahrens wegen unerlaubter Ent⸗ 
fernung vom Amte und die Dienſtentlaſſung vor Ablauf der Friſten (F. 11.) 
iſt nicht ausgeſchloſſen, wenn fie durch die beſonderen Umſtaͤnde als gerecht⸗ 
fertigt erſcheint. 


$. 15. 


Zuftellung der Die in dem H. 11. erwaͤhnte Aufforderung, ſo wie alle anderen Auffor⸗ 
3 derungen, Mittheilungen, Zuſtellungen und Vorladungen, welche nach den Be— 
ſtimmungen dieſer Verordnung erfolgen, find guͤltig und bewirken den Lauf 
der Friſten, wenn ſie demjenigen, an den ſie ergehen, in Perſon, oder in ſeiner 
letzten Wohnung an dem Orte zugeſtellt werden, wo er geſetzlich ſeinen Wohn⸗ 

ſitz haben ſoll. 


H. 16. 


Mahnung an Ein Richter, welchem ein geringes Disziplinarvergehen zur Laſt fallt, 
ihn iſt, nach einer vorher von ihm erforderten Erklaͤrung, auf die Pflichten auf: 


merkſam zu machen, welche ihm ſein Amt auferlegt. 


Den Beruf, dieſe Mahnung von Amtswegen oder auf den Antrag des 
Staatsanwaltes zu erlaſſen, hat der Praͤſident oder Direktor eines jeden Ge⸗ 
richtes in Anſehung der uͤbrigen Mitglieder deſſelben; der Dirigent einer Kreis 
gerichts-Deputation in Anſehung der Mitglieder dieſer Deputation. In An⸗ 
ſehung der Einzelrichter ſteht er dem Praͤſidenten oder Direktor desjenigen Ge⸗ 
richtes erſter Inſtanz zu, in deſſen Gerichtsſprengel der Richter angeſtellt iſt; 
in Anſehung der Praͤſidenten oder Direktoren der Gerichte erſter Inſtanz dem 
Erſten Praͤſidenten des Appellationsgerichtes, in Anſehung der Erſten Prafiden- 
ten der Appellationsgerichte dem Erſten Praͤſidenten des oberſten Ge⸗ 
richtshofes. a 

Iſt der Richter, an welchen die Mahnung ergeht, anweſend, ſo wird 
daruͤber ein Protokoll aufgenommen; iſt derſelbe entfernt, ſo geſchieht ſie durch 
ein die Gruͤnde enthaltendes Schreiben, von welchem die Urſchrift aufbe⸗ 
wahrt wird. a 


0 $. 17. 
Iſt die Mahnung ohne Erfolg geblieben, oder erſcheint ſie dem 4 
en 


a A: 


digen Disziplinargerichte (F. 21.) als nicht hinreichend, ſo tritt die Disziplinar⸗ 
Beſtrafung ein. 
§. 18. 
Disziplinarſtrafen ſind: 
10 Warnung, 
2) Verweis. 
Derſelbe kann mit Geldbuße verbunden werden, deren Betrag das 
Dienſteinkommen Eines Monates nicht uͤberſteigt. 
3) Zeitweiſe Entfernung von den Dienſtverrichtungen auf wenigſtens drei 
Monate und hoͤchſtens Ein Jahr. . 
Diefe Strafe zieht den Verluſt des Dienſteinkommens für deren 
Dauer kraft des Geſetzes nach ſich. Es iſt jedoch das Disziplinar⸗ 
ya ermächtigt, in dem Urtheile zugleich zu erkennen, daß dem 
Verurtheilten waͤhrend der Dauer der Strafe ein beſtimmter Theil 
feines Dienſteinkommens, welcher die Hälfte deſſelben nicht tiber: 
ſteigen darf, zu feinem nothduͤrftigen Unterhalte zu verabreichen fei. 
4) Dienſtentlaſſung. f 
Dieſe Strafe zieht den Verluſt des Titels und Penſions-Anſpruches 
von ſelbſt nach ſich; es wird darauf nicht beſonders erkannt. 


§. 19. 

Welche der in dem vorhergehenden Paragraphen beſtimmten Strafen 
anzuwenden ſei, iſt nach der groͤßeren oder geringeren Erheblichkeit des Dienſt⸗ 
vergehens mit Ruͤckſicht auf die ſonſtige Fuͤhrung des Angeſchuldigten zu er⸗ 
meſſen, unbeſchadet der beſonderen Beſtimmungen der $$. 10. und 11. 


Disziplinar- 
ſtrafen. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von dem Disziplinar - Verfahren. 
F. 20. ö 
Der Anwendung einer Disziplinarſtrafe muß ein foͤrmliches Disziplinar⸗ 
Verfahren vorhergehen. Daſſelbe beſteht in der von einem Richterkommiſſar 
zu fuͤhrenden Vorunterſuchung und in der muͤndlichen Verhandlung vor dem 
zuſtaͤndigen Disziplinargerichte. 
80121. 
Die zuftändigen Disziplinargerichte find: 57 Disziplinar⸗ 
1) das Ober-Tribunal in Anſehung feiner Mitglieder und der Praͤſidenten gauche 
und Direktoren der Appellationsgerichte; f . Ber 
2) der Rheiniſche Reviſions- und Kaſſationshof in Anſehung feiner, Mitglie- 
der, der Praͤſidenten des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes und des 
Direktors des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein; 5 8 
3) die Appellationsgerichte, einſchließlich des Appellationsgerichtshofes zu 
(Nr. 3147.) Coͤln 
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Coln und des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein, in Anſehung ihrer Mit- 
glieder, mit Ausſchluß der Präsidenten und Direktoren, und in Anſehung 
aller uͤbrigen Richter ihres Gerichtsſprengels. 


H. I 


Zur Erledigung der Disziplinarſachen konnen nur die etatsmaͤßigen Mit: 
glieder und diejenigen mitwirken, welche eine etatsmaͤßige Stelle verſehen. 


F. 23. 


Die Erledigung der Disziplinarfachen findet bei dem Ober-Tribunale in 
derjenigen Abtheilung des Gerichtshofes ftatt, in welcher der Erſte Praͤſident 
gewöhnlich den Vorſitz führt. Iſt die Zahl der Mitglieder dieſer Abtheilung 
geringer als elf, oder ſind einzelne Mitglieder derſelben verhindert, ſo werden 
die Prafidenten und andere Mitglieder des Gerichtshofes, welche dem Dienſt— 
alter nach die aͤlteſten find, zugezogen, bis die Zahl von elf erfüllt iſt. 

Die Erledigung einer Disziplinarſache muß in einer Plenarverſammlung 
des Gerichtshofes erfolgen, wenn dieſes in einer Plenarverſammlung nach 
Anhoͤrung des Staatsanwaltes beſchloſſen wird. Zum Zwecke einer Beſchluß⸗ 
nahme hieruͤber kann der Erſte Praͤſident eine Plenarverſammlung berufen; 
ſie muß berufen werden, wenn eine Abtheilung des Gerichtshofes es begehrt, 
oder wenn der Staatsanwalt ſeinen mit Gruͤnden unterſtuͤtzten ſchriftlichen 
Antrag darauf richtet. 

So lange die muͤndliche Verhandlung nicht begonnen hat, kann der Ge— 
richtshof befepließen, daß das fernere Verfahren in dem gewöhnlichen Wege 
ſtatt finden ſolle. 


$. 24. 


Der Rheiniſche Reviſions- und Kaſſationshof erledigt in derjenigen Zu⸗ 
ſammenſetzung, welche fuͤr ſeine Entſcheidungen uͤberhaupt vorgeſchrieben iſt, 
auch die Disziplinarſachen. 


H. 25. 


Die Erledigung der Disziplinarſachen kann bei einem Appellations— 
Gerichte nur erfolgen, wenn mit Einſchluß des Vorſitzenden wenigſtens ſieben 
Mitglieder zugegen find. 

Beſteht das Gericht aus mehr als neun Mitgliedern, jo findet fie in 
derjenigen Abtheilung des Gerichtes ſtatt, in welcher der Erſte Praͤſident ge— 
woͤhnlich den Vorſitz fuͤhrt. Iſt die Zahl der Mitglieder dieſer Abtheilung ge— 
ringer als ſieben, oder ſind einzelne Mitglieder derſelben verhindert, ſo werden 
die Praͤſidenten, Direktoren und anderen Mitglieder des Gerichtes, welche dem 
Dienſtalter nach die aͤlteſten find, zugezogen, bis die Zahl von ſieben erfüllt iſt. 

Die Beſtimmungen des 2ten und Iten Abſatzes des $. 23. finden auch 
bei den Appellationsgerichten Anwendung. 

Bei den Gerichten, welche aus nicht mehr als neun Mitgliedern beſtehen, 
werden die Disziplinarſachen ſtets in einer Plenarverſammlung erledigt. 


F. 25. 


— — 


$. 26. E 


Das Ober⸗Tribunal verweiſet auf den Antrag des Staatsanwaltes bei 
dem Appellationsgerichte oder des Angeſchuldigten die Erledigung einer Diszi⸗ 
plinarſache an ein anderes Appellationsgericht, wenn bei dem zuftändigen Ge⸗ 
richte weniger als ſieben nicht verhinderte Mitglieder vorhanden ſind. a 

Das Ober-Tribunal kann auf den Antrag des Staatsanwaltes oder 
eines Angeſchuldigten dieſe Verweiſung beſchließen, wenn Gruͤnde vorliegen, 
aus welchen die Unbefangenheit des zuftändigen Gerichtes bezweifelt werden kann. 

$. 197. 

Inm Falle des zweiten Abſatzes des H. 26. bezeichnet der Rheiniſche Re⸗ 
viſtons- und Kaſſationshof den Senat des Appellationsgerichtshofes, von 
welchem die Disziplinarſache zu erledigen iſt. 

Er kann die Sache zur Unterſuchung und Entſcheidung an ſich ziehen. 


§. 28. 
Streitigkeiten uͤber die Kompetenz der Appellationsgerichte in Dis zi⸗ Kompetenz- 
plinarſachen werden von dem oberſten Gerichtshofe entſchieden. Streitigkeiten. 


Beſteht der Konflikt zwiſchen dem Rheiniſchen Appellationsgerichtshofe 
und einem anderen Appellationsgerichte, ſo treten die beiden oberſten Gerichts— 
hoͤfe zuſammen. 


§. 29. 
Die Einleitung der Disziplinarunterſuchung kann nur durch einen Be- Porunterſu- 
ſchluß des Dis ziplinar erichtes erfolgen. chung. 
Der Erſte Praſident des Gerichtes, welches die Einleitung wet beauf⸗ 


tragt einen Richter mit der Fuͤhrung der Vorunterſuchung, vorbehaltlich des 
in dem letzten Abſatze des F. 32. vorgeſehenen Falles. 


8833 


Ueber die Einleitung der Disziplinarunterſuchung muß entweder von 
Amtswegen, jedoch nach . des Antrages des Staatsanwaltes, 
oder auf den Antrag des Staatsanwaltes Beſchluß gefaßt werden. 


$. 31. 

Gegen den Beſchluß eines Appellationsgerichtes, durch welchen die 
Einleitung der Disziplinarunterſuchung abgelehnt wird, ſteht dem Staats⸗ 
Anwalte bei dem Appellationsgerichte die Beſchwerde an den oberſten Ge— 
richtshof offen. 

$. 32. 


Wenn das Appellationsgericht eine Disziplinarunterſuchung in Fällen, 
wo fie ſtatt finden rolle, nicht einleitet, fo iſt der oberſte Gerichtshof berufen, 
daſſelbe auf die betreffenden Thatſachen aufmerkſam zu machen. Iſt dies 1 
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Erfolg geſchehen, ſo kann der Gerichtshof die Sache zur Unterſuchung und 
Entſcheidung an ſich ziehen. 

Das Ober-Tribunal kann auch die Einleitung der Unterſuchung verfügen 
und die Sache zur ferneren Verhandlung und Entſcheidung an ein anderes 
Appellationsgericht verweiſen. In dieſem Falle ſteht dem Erſten Praͤſidenten 
des Appellationsgerichtes, an welches die Sache verwieſen iſt, die Bezeichnung 
des Richters zu, welcher die Vorunterſuchung zu fuͤhren hat. 


§. 33. 


In der Vorunterſuchung wird der Angeſchuldigte vorgeladen und, wenn 
er erſcheint, gehört; es werden die Zeugen eidlich vernommen und die zur Auf⸗ 
klaͤrung der Sache dienenden en de Beweiſe herbeigeſchafft. 

Die Akten werden vor dem Abſchluſſe der Vorunterſuchung dem Staats— 
Anwalte zur Stellung ſeines Antrages vorgelegt. 


§. 34. | 
Nach geſchloſſener Vorunterſuchung wird ein Termin zur mündlichen 
Verhandlung der Sache angeſetzt, zu welchem der Angeſchuldigte unter Her⸗ 
vorhebung der Thatſachen, welche ihm zur Laſt gelegt werden, vorzuladen iſt. 


§. 35. 

Bei der mündlichen Verhandlung, welche in nicht öffentlicher Sitzung 
ſtatt findet, giebt zuerſt ein von dem Vorſitzenden des Disziplinargerichtes 
aus der Zahl der Mitglieder deſſelben zu ernennender Referent eine Darſtel⸗ 
lung der Sache, wie ſie aus den bisherigen Verhandlungen hervorgeht. 

Der Angeſchuldigte wird vernommen. 

Es wird darauf der Staatsanwalt mit ſeinem Vor- und Antrage und 
der Angeſchuldigte in ſeiner Vertheidigung gehoͤrt. 

Dem Angeſchuldigten ſteht das letzte Wort zu. 


$. 36. 


Wenn das Gericht auf den Antrag des Angeſchuldigten oder des Staats— 
Anwaltes, oder auch von Amtswegen die Vernehmung eines oder mehrerer 
Zeugen, ſei es durch einen Richterkommiſſar, oder muͤndlich vor dem Gerichte 
ſelbſt, oder die Herbeiſchaffung anderer Mittel zur Aufklaͤrung der Sache fuͤr 
angemeſſen erachtet, fo erlaͤßt es die erforderliche Verfügung und vertagt noͤ⸗ 
thigenfalls die Fortſetzung der Sache auf einen anderen Tag, welcher dem An: 
geſchuldigten bekannt zu machen iſt. 


§. 37. 
Der Angeſchuldigte, welcher erſcheint, kann ſich des Beiſtandes eines 
Advokaten oder Rechtsanwaltes als Vertheidigers bedienen. 

Der nicht erſcheinende Angeſchuldigte kann ſich nicht vertreten laſſen; es 
ſei denn, daß ihm das Disziplinargericht die Vertretung durch einen Advoka⸗ 
ten oder Rechtsanwalt in der Vorladung oder ſpaͤter geſtattet hat. a 

is⸗ 


— (Du 


Disziplinargerichte ſteht es jederzeit zu, das perfönliche Erſcheinen des An— 
geſchuldigten nachtraͤglich zu verordnen. 


F. 38. 


Das Urtheil, welches die Entſcheidungsgruͤnde enthalten muß, wird in 
der Sitzung, in welcher die muͤndliche Verhandlung beendigt worden iſt, oder 
in einer der naͤchſten Sitzungen verkuͤndigt. 


$. 39. 


Ueber die muͤndliche Verhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, wel⸗ 
ches die Namen der Anweſenden und die weſentlichen Momente der Verhand— 
lung enthalten muß. Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden und dem Proto- 
kollfuͤhrer unterzeichnet. 

H. 40. 

Das Rechtsmittel des Einſpruches (Reſtitution oder Oppoſition) findet 

nicht ſtatt. 
§. 41. 8 

Gegen die von den Appellationsgerichten erlaſſenen Urtheile findet die Bauf nz 

Berufung an den oberſten Gerichtshof unter folgenden naͤheren Beſtimmun— 
en ftaft: 

: Dem Angeſchuldigten ſteht fie gegen jedes Urtheil zu, durch welches feine 
zeitweiſe Entfernung von den Dienſtverrichtungen, oder ſeine Dienſtentlaſſung 
ausgeſprochen iſt; dem Staatsanwalte bei dem Appellationsgerichte gegen 
jedes Endurtheil. 


§. 42. 


Die Anmeldung der Berufung geſchieht zu Protokoll bei einem Sekretaͤr 
des Gerichtes, welches das anzugreifende Urtheil erlaſſen hat. Sie kann auch 
von einem Bevollmaͤchtigten des Verurtheilten auf Grund der ihm dazu ertheil— 
ten Spezialvollmacht geſchehen. a 

Die Friſt zu dieſer Anmeldung iſt eine vierwoͤchentliche, welche mit dem 
Ablaufe des Tages der Urtheilsverkuͤndigung, und fuͤr den Angeſchuldigten, 
welcher hierbei nicht zugegen war, mit dem Ablaufe des Tages beginnt, an 
welchem ihm das Urtheil zugeſtellt worden iſt. 


$. 43. 


Der oberſte Gerichtshof wird durch die Berufung, auch wenn dieſelbe 
nur von dem Staatsanwalte oder nur von dem Angeſchuldigten eingelegt 
worden, und wenn ſie nur gegen einzelne Beſtimmungen des Urtheils gerichtet 
iſt, mit der ganzen Sache eben ſo befaßt, als wenn von beiden Seiten die 
Berufung gegen 175 ganzen Inhalt des Urtheils eingelegt worden ware. 


§. 44. 
Die Beſtimmungen der HH. 34. bis 40. finden auch in der Appellations⸗ 


Inſtanz Anwendung. 
Jahrgang 1849. (Nr. 3147.) 


A 


42 $. 45. 
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$. 45. 


Das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde (des Kaſſationsrekurſes) 
findet in Disziplinarſachen nicht Statt. 
ſt die Berufung zulaͤſſig und eingelegt, ſo werden die Nichtigkeitsbe— 
ſchwerden als Appellationsbeſchwerden behandelt. 


Dritter MA ſchnitt. 


Von der Amts ſuspenſion. 
H. 46. 


Suspeuſion Die Suspenſion eines Richters vom Amte tritt kraft des Geſetzes ein: 
u 1) wenn in dem gewöhnlichen Strafverfahren feine Verhaftung beſchloſſen, 
5 oder gegen ihn ein noch nicht rechtskraͤftig gewordenes Urtheil erlaſſen iſt, 
welches auf den Verluſt des Amtes lautet, oder dieſen kraft des Geſetzes 
nach ſich zieht; 

2) wenn im Disziplinarverfahren ein noch nicht rechtskraͤftiges Urtheil 
auf Dienſtentlaſſung oder zeitweiſe Entfernung von den Dienſtverrichtun⸗ 

gen ergangen iſt. 


F. 47. 


In dem im vorhergehenden Paragraphen unter Nummer 1. vorgeſehe— 
nen Falle hört die Suspenſion mit Ablauf des zehnten Tages nach Wieder⸗ 
aufhebung des Verhaftungsbeſchluſſes oder nach eingetretener Rechtskraft des⸗ 
jenigen Urtheils hoͤherer Inſtanz, durch welches der angeſchuldigte Richter zu einer 
anderen Strafe, als der bezeichneten, verurtheilt wird, von ſelbſt auf, wenn nicht 
vor dem Erloͤſchen dieſer Friſt die Suspenſion vom Amte im Wege des Dis— 
ziplinarverfahrens beſchloſſen wird. * 

Lautet das rechtskraͤftige Urtheil auf Freiheitsſtrafe, ſo dauert die Sus— 
penſion, bis das Urtheil vollſtreckt iſt. Wird die Vollſtreckung des Urtheils 
ohne Schuld des Verurtheilten aufgehalten oder unterbrochen, ſo tritt fuͤr die 
Zeit des Aufenthaltes oder der Unterbrechung eine Gehaltsverkuͤrzung (§. 30.) 
nicht ein. 

In dem unter Nummer 2. erwaͤhnten Falle dauert die Suspenſion bis 
zur Rechtskraft des in der Disziplinarſache ergehenden Urtheiles. 

F. 48. 

Suspenfion Bei Erlaſſung des Beſchluſſes auf Einleitung der Disziplinarunter⸗ 
laß, ſuchung und im ganzen Laufe derſelben kann das Gericht, bei welchem fie 
anhängig iſt, von Amtswegen, jedoch nach Vernehmung des Antrages des 
Staatsanwaltes, oder auf den Antrag des Staatsanwaltes, die Suspenſion 
des Angeſchuldigten vom Amte beſchließen, wenn dieſelbe mit Ruͤckſicht auf die 

Schwere des Dienſtvergehens als angemeſſen erſcheint. 
Die nämliche Befugniß ſteht dem zuſtaͤndigen Disziplinargericht oe 
allen 
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Faͤllen zu, wo gegen einen Richter im Wege des gewoͤhnlichen Strafverfahrens 
eine Unterſuchung eingeleitet worden iſt. ö 
§. 49. 

Gegen den Beſchluß eines Appellationsgerichtes, durch welchen die 
Suspenſion verhängt oder abgelehnt wird, ſteht dem Staatsanwalte, und 
gegen den Beſchluß, durch welchen ſie verhaͤngt wird, ſteht dem Angeſchuldigten 
die Beſchwerde an den oberſten Gerichtshof offen. 

Der angegriffene Beſchluß wird bis zu der Wiederaufhebung vollſtreckt. 


$. 50. 
Der 
Dienſteinkommens; iſt aber wider ihn durch ein Erkenntniß erſter Inſtanz die 
Dienſtentlaſſung ausgeſprochen, oder iſt der Verluſt des Amtes die kraft des 
Geſetzes eintretende Folge des ergangenen Urtheiles ($. 9.), To wird ihm von 
der Zeit der Publikation des Urtheiles an bis zur rechtskraͤftigen Entſcheidung 
der Sache nur der zum nothduͤrftigen Unterhalte erforderliche Betrag, der 
jedoch niemals die Haͤlfte des Dienſteinkommens uͤberſteigen darf, verabreicht. 
Auf die fuͤr Dienſtunkoſten beſonders angeſetzten Betraͤge iſt bei Berech— 
nung der Haͤlfte des Dienſteinkommens keine Ruͤckſicht zu nehmen. 
Aus dem inne behaltenen Theile des Dienſteinkommens ſind die Koſten 
der Stellvertretung des Angeſchuldigten und des Unterſuchungsverfahrens zu 
beſtreiten. 


H. 51. 


Der zu den Koſten (F. 50.) nicht verwendete Theil des Einkommens 
wird dem Richter nachgezahlt, wenn die Unterſuchung nicht die Strafe der 
zeitweiſen Entfernung von den Dienſtverrichtungen, oder den Verluſt des Am— 
tes zur Folge gehabt hat. 

Erinnerungen uͤber die Verwendung des Einkommens ſtehen dem Rich— 


ter nicht zu; wohl aber iſt ihm auf Verlangen eine Nachweiſung uͤber dieſe 


Verwendung zu ertheilen. 


$. 52. 


Wird der Richter freigeſprochen, ſo muß ihm der innebehaltene Theil 
des Dienſteinkommens vollſtaͤndig nachgezahlt werden. 


Vierter Abſchnitt. 
Von der unfreiwilligen Verſetzung auf eine andere Stelle. 


$. 53. 


Die Verſetzung eines Richters von einer Stelle auf eine andere wider 
deſſen Willen kann, außer dem Falle, wenn ſie durch Veraͤnderungen in der 
(No, 3147.) 42 * Or⸗ 


uspendirte Richter behält während der Suspenſion die Hälfte feines Ginfuß ber 


uspenſion 
auf das 
Dienſtein⸗ 
kommen. 
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Organiſation der Gerichte oder ihrer Bezirke noͤthig wird, nur geſchehen, wenn 
ſie durch das Intereſſe der Rechtspflege dringend geboten iſt. 

Faͤlle dieſer Art ſind insbeſondere, wenn durch die Schuld des Richters, 
welche jedoch deſſen Dienftentlaffung nicht begründet, zwiſchen ihm und anderen 
Mitgliedern des naͤmlichen Gerichtes Beziehungen entſtanden ſind, die ein er— 
ſprießliches Zuſammenwirken verhindern, oder wenn ſonſtige Urſachen, welche 
die Dienſtentlaſſung nicht begruͤnden, die amtliche Wirkſamkeit des Richters in 
feiner bisherigen Stelle weſentlich ftören oder gefährden, und genuͤgende Gründe 
zu der Annahme vorliegen, daß jene Umſtaͤnde der amtlichen Wirkſamkeit des 
Richters in einer anderen Stelle nicht entgegenſtehen werden. 


$. 54. 


Wenn zwiſchen Richtern, welche bei dem naͤmlichen Gerichte angeftellt 
find, ein Schwaͤgerſchafts-Verhaͤltniß bis gm dritten Grade einſchließlich ent— 
ſteht, fo muß ſich derjenige, durch deffen Verheirathung ein ſolches Verhaͤltniß 
eingetreten iſt, die Verſetzung auf eine andere Stelle gefallen laſſen. 


$. 55. 


Die unfreiwillige Verſetzung kann nur in ein anderes Richteramt von 
gleichem Range und Gehalte erfolgen; hat der Richter dazu nicht auf die in 
dem H. 54. bezeichnete Weiſe Veranlaſſung gegeben, oder findet ſie ohne ſeine 
Schuld ſtatt (F. 53.), fo muͤſſen ihm die vorſchriftsmaͤßigen Verſetzungskoſten 
gewaͤhrt werden. 


$. 56. 


Die unfreiwillige Verſetzung kann nur auf Grund eines von dem ober— 
ſten Gerichtshofe in einer Plenarverſammlung gefaßten Beſchluſſes erfolgen, 
welcher erklaͤrt, daß der Fall der Verſetzung vorliege. Der Gerichtshof kann 
einen ſolchen Beſchluß nur faſſen, wenn der Staatsanwalt bei demſelben, 
unter Vorlegung eines ihm von dem Juſtizminiſter dazu ertheilten Befehles, 
ſeinen Antrag darauf richtet. 

Der Antrag kann auch im Laufe einer bei dem Gerichtshofe ſchweben— 
den Disziplinarunterſuchung geſtellt werden. 

Handelt es ſich um eine Verſetzung aus dem Bereiche des Ober-Tribu— 
nales in den des Rheiniſchen Reviſions- und Kaſſationshofes, oder umgekehrt, 
ſo treten beide Gerichtshoͤfe zuſammen. 


H. 57. 


Bevor dem Antrage des Staatsanwaltes ſtatt gegeben werden kann, 
muß außer dem im zweiten Abſatze des K. 56. vorgeſehenen Falle der betref— 
fende Richter, unter Mittheilung des Antrages, mit einer vierwoͤchentlichen 
Friſt zur ſchriftlichen Erklaͤrung daruͤber aufgefordert werden. Ein weiteres 
Verfahren findet nicht ſtatt. N 


Fuͤnf⸗ 
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Fünfter Abſchnitt. 


Von der unfreiwilligen Verſetzung in den Ruheſtand. 


$. 58. 


Ein Richter, welcher durch Blindheit, Taubheit, oder ein ſonſtiges kör⸗ 
perliches Gebrechen, oder durch die eingetretene Schwäche feiner körperlichen 
oder geiſtigen Kräfte zu der Erfuͤllung feiner Amtspflichten unfähig ge— 
worden iſt, muß in den Ruheſtand verſetzt werden. 


H. 59. 


Sucht der Richter ſeine Verſetzung in den Ruheſtand nicht nach, ob— 
gleich der Zuſtand, welcher ihn zu der Erfuͤllung ſeiner Amtspflichten unfaͤhig 
macht, ein dauernder iſt, fo findet das in den nachſtehenden Paragraphen vor: 
geſchriebene Verfahren ſtatt. 


H. 60. 


Der Richter oder ſein noͤthigenfalls hierzu beſonders zu beſtellender Kura— 
tor wird von dem Vorſitzenden des Gerichtes, deſſen Mitglied er iſt, ſchriftlich 
unter Angabe der Gruͤnde darauf aufmerkſam gemacht, daß der Fall der Ver— 
ſetzung in den Ruheſtand vorliege. 

In Anſehung der Einzelrichter hat den Beruf hierzu der Praͤſident oder 
Direktor desjenigen Gerichtes erſter Inſtanz, in deſſen Gerichtsſprengel der 
Einzelrichter angeſtellt iſt; in Anſehung der Praͤſidenten oder Direktoren der 
Gerichte erſter Inſtanz der Erſte Praͤſident des Appellationsgerichtes, in Anſe— 
hung der Erſten Praͤſidenten der Appellationsgerichte der Erſte Praͤſident des 
oberſten Gerichtshofes. 


$. 61. 


Die in dem vorhergehenden Paragraphen vorgefchriebene Eröffnung ge— 
ſchieht durch den zuſtaͤndigen Vorſitzenden von Amtswegen oder auf den Antrag 
des Staatsanwaltes. 

Wird ſie nicht vorgenommen, ſo beſchließt das unmittelbar hoͤhere Ge— 
richt, oder wenn es ſich um den Erſten Praͤſidenten eines Apellationsgerichtes 
oder ein Mitglied eines oberſten Gerichtshofes handelt, dieſer Gerichtshof in 
ſeiner Plenarverſammlung von Amtswegen oder auf den Antrag des Staats— 
Anwaltes, daß ſie ſtatt finden ſolle, und in dieſem Falle muß ſie von dem Er— 
ſten Praͤſidenten des beſchließenden Gerichts vorgenommen werden. 

Dem Erſten Praͤſidenten eines oberſten Gerichtshofes kann die Eroͤff— 
nung nur auf Grund eines Beſchluſſes dieſes Gerichtshofes gemacht werden, 
welcher alsdann von dem geſetzlichen Stellvertreter des Erſten Praͤſidenten 
vollzogen wird. 


H. 62. 


Wenn der Richter oder deſſen Kurator nicht innerhalb ſechs Wochen 
Gr. 3147.) von 
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von dem Tage der ihm in Gemaͤßheit der HH. 60. oder 61. gemachten Eröff- 
nung ſeine Verſetzung in den Ruheſtand freiwillig nachſucht, ſo muß, wenn es 
ſich um ein Mitglied eines oberſten Gerichtshofes oder um den Erſten Praͤſi— 
denten eines Appellationsgerichtes handelt, oder wenn in Gemaͤßheit des H. 61, 
ein Beſchluß des oberſten Gerichtshofes ergangen iſt, dieſer Gerichtshof, in 
allen uͤbrigen Faͤllen das Appellationsgericht, nachdem ihm die etwaige Gegen— 
Erklaͤrung des betreffenden Richters vorgelegt worden iſt, daruͤber Beſchluß 
faſſen, ob dem Verfahren Fortgang zu geben ſei, oder nicht. 


H. 63. 


Beſchließt das Gericht die Fortſetzung des Verfahrens, ſo ernennt deſſen 
Erſter Praͤſident einen Richterkommiſſar. Dieſer hat die Thatſachen, durch 
welche die Verſetzung in den Ruheſtand begruͤndet werden ſoll, zu eroͤrtern, die 
erforderlichen Zeugen und Sachverſtaͤndigen eidlich zu vernehmen, und zum 
Schluſſe den Richter oder deſſen Kurator mit ſeiner Erklaͤrung uͤber das Ergebniß 
der Eroͤrterung zu hoͤren. 


F. 64. 

Die geſchloſſenen Akten werden dem Gerichte vorgelegt, welches in ſeiner 
Plenarverſammlung, nach Anhoͤrung des Staatsanwaltes, daruͤber Beſchluß 
faßt, ob der Fall der Verſetzung des Richters in den Ruheſtand vorliege. Das 
Gericht kann vorher verordnen, daß der Richter, die Zeugen und die Sachver— 
ſtaͤndigen muͤndlich in der Sitzung vernommen werden ſollen. 


§. 65. 

Der Beſchluß iſt einem Rechtsmittel nicht unterworfen. Er wird dem 
Juſtizminiſter uͤberſandt, welcher, wenn derſelbe dahin lautet, daß der Fall 
der Verſetzung in den Ruheſtand vorliege, das Weitere zu veranlaſſen hat. 

$. 66. 


Die Verſetzung in den Ruheſtand findet bei Richtern, welchen reglements— 
maͤßig eine Penſion zu bewilligen iſt, nur unter Gewaͤhrung der reglements— 
maͤßigen Penſion ſtatt. Es wird ihnen das volle Gehalt noch bis zum Ablaufe 
desjenigen Vierteljahres fortgezahlt, welches auf den Monat folgt, in dem 
ihnen die ſchließliche Verfügung über die Verſetzung in den Ruheſtand mitge— 
theilt worden iſt. 


Sechſter Abſchnitt. 


Naͤhere Beſtimmungen, betreffend die Auseinanderſetzungs— 
Behoͤrden, das General-Auditoriat und die Auditeure. 
§. 67. 


Die Vorſchriften dieſer Verordnung ſind mit den folgenden naͤheren Be⸗ 
ſtimmungen anwendbar: 
1) Auf 
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1) auf die Prafidenten, Dirigenten und etatsmaͤßigen Raͤthe des Reviſions⸗ 
Kollegiums fuͤr Rense der Generalkommiſſionen und land 
wirthſchaftlichen Regierungs-Abtheilungen; 2 

2) auf den General⸗Nuditeur, die uͤbrigen Mitglieder des General-Audi⸗ 
toriates und die Auditeure. 


F. 68. 


Die Beſtimmungen, welche die Gerichte erſter Inſtanz betreffen, finden Veſimmungen 


auf die Generalkommiſſionen und landwirthſchaftlichen Regierungs-Abtheilun⸗ 
gen Anwendung. . 
on dem Reviſionskollegium werden die Verrichtungen wahrgenom— 
men, welche den Appellationsgerichten zuſtehen. Ba 
Das Ober- Tribunal und deffen Erſter Praͤſident üben die ihnen beige⸗ 
legten Befugniſſe auch in Anſehung der genannten Auseinanderſetzungs-Behoͤr— 
den aus. 


$. 69. 


In den Fallen der $$. 26. und 32. verweiſet das Ober-Tribunal die 

Sache an ein Appellationsgericht. 
$. 70. 

Die unfreiwillige Verſetzung eines Mitgliedes des Reviſionskollegiums 
auf eine andere Stelle kann an ein Appellationsgericht erfolgen. Der in Ge⸗ 
mäßheit des F. 56. vorzulegende Befehl wird von dem Juſtizminiſter und dem 
Miniſter fuͤr landwirthſchaftliche Angelegenheiten erlaſſen. 

An dieſe Miniſter wird auch im Falle des H. 65. der Beſchluß ein⸗ 
geſandt. 


1 


Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft bei dem Reviſionskolle⸗ 
gium werden von dem Staatsanwalte bei dem Appellationsgerichte wahrge— 
nommen, in deſſen Bezirke das Reviſionskollegium ſeinen Sitz hat. 


$. 72. 


wegen der 
8 
erſetzungs⸗ 
Behörden. 


Das General- Auditoriat iſt das zuftändige Disziplinargericht fir die Beſtimmungen 


Auditeure. . 
Es erledigt in derjenigen Zuſammenſetzung, welche fuͤr ſeine Entſchei— 
dungen uͤberhaupt vorgeſchrieben iſt, auch die Disziplinarſachen. 
Es iſt befugt, ohne foͤrmliches Disziplinarverfahren Warnungen, Ver⸗ 
weiſe und Geldbußen bis zu zehn Thalern gegen Auditeure endguͤltig zu ver— 
haͤngen. \ 


$. 73. 
Die in dem H. 16. dieſes Geſetzes vorgeſchriebene Verrichtung wird in 


Anſehung des General-Auditeurs von dem Erſten Praͤſidenten des n 
(Nr. 3147.) u⸗ 


wegen des 
Generalau-⸗ 
ditoriats und 
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teure. 
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bunales, in Anſehung der uͤbrigen Mitglieder des General-Auditoriates und der 
Auditeure von dem General-Auditeur wahrgenommen. 


§. 74. 


Das Ober-Tribunal iſt das zuſtaͤndige Disziplinargericht für die Mit- 
glieder des General-Auditoriates. 

Die Beſchwerde gegen Befchlüffe des General-Auditoriates und die Be— 
rufung von deſſen Entſcheidungen, ſoweit die eine oder die andere zulaͤſſig iſt, 
geht an das Ober-Tribunal. 


$. 75. 


Dem Ober⸗Tribunale ſtehen die ihm in den Hh. 26., 28. und 32. bei⸗ 
gelegten Befugniſſe auch in Anſehung des General-Auditoriates zu. 

Die Verweiſung geſchieht an ein Appellationsgericht. 

Wegen fehlender Zahl der Richter findet jedoch die Verweiſung nur 
ſtatt, wenn die beſchlußfaͤhige Zahl der Mitglieder (F. 72.) nicht vorhanden iſt. 


$. 76. 


Die unfreiwillige Verſetzung eines Mitgliedes des General-Auditoriates 
kann an ein Appellationsgericht erfolgen. Der Beſchluß darüber, ob der Fall 
der unfreiwilligen Verſetzung vorliege, wird von dem Ober-Tribunale erlaſſen. 
In Anſehung der Auditeure ſteht dieſer Beſchluß dem General-Audito— 
riate zu. 

en ein Diviſions⸗Auditeur zum Felddienſt untauglich geworden, fo kann 
die Verſetzung in eine Auditeurſtelle geſchehen, zu deren Verwaltung die Feld⸗ 
dienſtfaͤhigkeit nicht erforderlich iſt. 

Der in Gemaͤßheit des H. 56. vorzulegende Befehl wird von den Mi— 
niſtern der Juſtiz und des Krieges erlaſſen. 


. 


Ueber die unfreiwillige Verſetzung in den Ruheſtand wird hinſichtlich der 
Auditeure von dem General-Auditoriate, und in Anſehung der Mitglieder des 
General-Auditoriates von dem Ober-Tribunale Beſchluß gefaßt. 

Die in dem H. 60. vorgeſchriebene Eroͤffnung wird in Anſehung des 
General-Auditeurs von dem Erſten Präſidenten des Ober-Tribunales, in An— 
ſehung der uͤbrigen Mitglieder des General-Auditoriates und der Auditeure von 
dem General-Auditeur vorgenommen. 

Dem Ober⸗Tribunale ſtehen die ihm durch die $$. 61. bis 63. beigeleg— 
ten Befugniſſe auch in Anſehung der Mitglieder des General-Auditoriates und 
der Auditeure zu. 

Im Falle des H. 65. wird der Beſchluß an die Minifter der Juſtiz und 
des Krieges geſandt. 32 

. 78. 
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$. 78. 


Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft bei dem General-Auditoriate 
werden von einem durch die Miniſter der Juſtiz und des Krieges zu bezeich⸗ 
nenden Beamten wahrgenommen, welcher die Qualifikation zum höheren Rich⸗ 
teramte beſitzt. 


§. 79. 


Hinſichtlich der Auditeure verbleibt es bei den Beſtimmungen der HH. 43. 
und 44. der Verordnung vom 21. Oktober 1841. (Geſetz-Sammlung Seite 325). 

Fuͤr die Zeit des Krieges find die Beſtimmungen der Verordnung vom 
24. September 1826 Nr. 2. anwendbar. 


$. 80. 


Im Bezirke des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes zu Coͤln wird an 
den beſtehenden Geſetzen, welche Verletzungen der Amtspflicht mit Geldbußen 
irgend einer Art, und gewiſſe aus Fahrlaͤſſigkeit begangene Verletzungen der 
Amtspflicht mit Strafen des gemeinen Strafrechts bedrohen, durch die Beſtim⸗ 
mungen der $$. 2. und 4. nichts geändert. 

Die Verfolgung wegen ſolcher Handlungen findet in der bisherigen 
Weiſe ſtatt. 


$. 81. 


In dem nämlichen Bezirke findet wegen Dienſtvergehen, welche Unter: 
ſuchungsrichter oder Friedensrichter als Beamte der gerichtlichen Polizei be⸗ 
gehen, lediglich eine Beſtrafung und ein Verfahren nach den Beſtimmungen 
dieſer Verordnung ſtatt. 


H. 82. 


Die nungen, welche zur Zeit der Verkündigung der gegenwaͤrti⸗ 
gen Verordnung im Wege des gewoͤhnlichen Strafverfahrens oder des Diszi⸗ 
plinarverfahrens bereits eröffnet find, werden in der bisherigen Weiſe zu Ende 
gefuͤhrt. Die Unterſuchung wird als eroͤffnet betrachtet, wenn der Beſchuldigte 
als ſolcher vernommen oder Behufs feiner Vernehmung vorgeladen iſt. Die 
ergehenden oder ergangenen Strafurtheile werden ohne Ruͤckſicht auf die Be⸗ 
ſtimmungen dieſer Verordnung vollſtreckt. 


§. 83. 


Handelt es ſich um die Suspenſion vom Amte ($$. 46. ff.), ſo gelten 
die Beſtimmungen dieſer Verordnung. 

Ueber das Fortbeſtehen oder die Aufhebung einer Suspenſion, welche 
von einem anderen Gerichte, als dem nach den Vorſchriften dieſer Verordnung 
zuſtändigen Disziplinargerichte bereits verfuͤgt iſt, geht die Beſchwerde zunaͤchſt 
an dieſes Disziplinargericht. 


Jahrgang 1849. (Nr. 3147.) 43 $. 84. 


1 2 en 
ür den Be⸗ 
Ki 

einiſchen 
Rechts. 


Uebergangsbe⸗ 
ſtimmungen. 


= mw = 


$. 84. 
Alle dieſer Verordnung entgegenftehenden Vorſchriften find aufgehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 10. Juli 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 


(Nr. 3148.) 
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(Nr. 3148.) Verordnung, betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten, die u 
Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand. Vom 5% 05 
11. Juli 1849. 3. 

e ZEIT 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von“ „ 
Preußen ꝛc. ꝛc. 8 ie t. 

verordnen nach dem Anfrage Unſeres Staats miniſteriums, auf Grund des Ar- Ae ves 

tikels 105, der Verfaſſungsurkunde, was folgt: 


St ’ 

Die gegenwärtige Verordnung findet, unter den darin ausdrücklich ge⸗ 
machten Beſchraͤnkungen, auf alle in unmittelbarem oder mittelbarem Staats- 
dienſte ſtehenden Beamten Anwendung, die nicht unter die Beſtimmungen der 
die Richter betreffenden Verordnung vom 10. Juli d. J. fallen. Sie iſt nicht 
anwendbar auf Geiſtliche und Kirchenbeamte. 


Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen uͤber Dienſtvergehen und deren 


Beſtrafung. 
ee 
Dienſtvergehen iſt jede Verletzung der Pflichten, welche dem Beamten Dienſtvergehen 
durch ſein Amt auferlegt werden. überhaupt. 


Zu dieſen Pflichten gehoͤrt, daß der Beamte ſich durch ſein Verhalten 
in und außer dem Amte der Achtung, des Anſehens und des Vertrauens wuͤr⸗ 
dig beweiſe, die ſein Beruf erfordert. 


$. 3. 


Amts verbrechen, wegen welcher eine Beſtrafung nach den beſtehen- Amtsverbre⸗ 
den Geſetzen auf Grund eines gerichtlichen Verfahrens ſtatt findet, ſind nur chen. 
diejenigen Verletzungen der Amtspflicht, welche mit einer Strafe des gemeinen 
Strafrechts bedroht ſind, dieſelbe beſtehe in Freiheitsſtrafe oder einer ſchwere⸗ 
ren Strafe, in immerwaͤhrender oder zeitiger Unfaͤhigkeit zu öffentlichen. Aem⸗ 
tern, oder in einer anderen immerwaͤhrenden oder zeitigen Entziehung oder Ein⸗ 
ſchraͤnkung ſtaatsbuͤrgerlicher Rechte, in Stellung unter Polizeiaufſicht oder in 
einer ſolchen Geldbuße, deren Hoͤhe ſich nach der Größe des verurfachten Scha⸗ 
dens oder des geſuchten Gewinnes richtet. 
Dieſe Beſtimmung findet Anwendung ohne Ruͤckſicht darauf, ob die 

Handlung blos mit einer Strafe des gemeinen Strafrechtes oder zugleich mit 
der Dienſtentlaſſung oder einer anderen der im $. 5. Nr. 1. und 2, bezeichne⸗ 
ten Strafen bedroht iſt; ſie iſt auch in den Sällen anwendbar, wo als Ver: 

(Nr. 31480 43 * ſchaͤr⸗ 
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ſchaͤrfung einer Geldbuße des gemeinen Strafrechtes die Dienſtentlaſſung an- 
gedroht iſt. g 


H. 4. 

Die Beſtimmung des F. 333. Allg. Landrechts Theil II. Titel 20. iſt 
nicht anwendbar, wenn nicht die Verletzung der Amtspflicht von dem Beamten 
in der Abſicht verübt worden iſt, ſich oder Anderen Vortheil zu verfchaffen, 
oder dem Staate oder Anderen Nachtheil zuzufuͤgen. 

H. 3. 
Bloße Dienſt⸗ Bloße Dienſtvergehen, wegen welcher nur ein Disziplinarverfahren 
vergehen. und eine Beſtrafung nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung ſtatt findet, 
ſind die nachſtehenden Verletzungen der Amtspflicht: 

1) diejenigen, welche in den bisherigen Geſetzen blos mit Warnung, Ver⸗ 
weis, Verſetzung, Suspenſion, Dienſtentlaſſung (Verluſt des Amtes, 
Dienſtentſetzung, Amtsentſetzung, Kaſſation) bedroht ſind, oder wo zu⸗ 
gleich oder ausſchließlich eine Geldbuße anderer als der im $. 3. be: 
zeichneten Art angedroht ift; 

2) diejenigen, welche in den bisherigen Geſetzen mit Degradation bedroht 
ur: auch wenn zugleich mit derſelben irgend eine andere Strafe ange⸗ 
droht iſt; 

3) diejenigen, welchen nur Unwiſſenheit oder Fahrlaͤſſigkeit (Irrthum, Ver⸗ 
ſehen, Unvorſichtigkeit, Nachlaͤſſigkeit, Uebereilung) zum Grunde liegt; 

4) die Entfernung ohne Urlaub oder die Ueberſchreitung des Urlaubs; 

5) alle anderen Verletzungen der Amtspflicht, welche nicht in den Straf⸗ 

geſetzen vorgeſehen find. 


H. 6. 
Spricht das Geſetz bei bloßen Dienſtvergehen die Verpflichtung zur Wie⸗ 
dererſtattung oder zum Schadenserſatz, oder eine ſonſtige civilrechkliche Ver⸗ 
pflichtung aus, ſo gehoͤrt die Klage der Betheiligten vor das Civilgericht. 


$. 7. 


Die von einem Beamten im Amte veruͤbten Beleidigungen oder Thät- 
lichkeiten werden mit den auf dieſe Vergehen geſetzten Geld- oder Freiheits- 
ſtrafen auf Grund des gerichtlichen Verfahrens belegt. Daruͤber, ob gegen 
den Beamten außerdem eine Disziplinarſtrafe zu erh ähen ſei, wird lediglich 
im Disziplinarwege entſchieden. 

Daſſelbe gilt, wenn Polizeibeamte die Uebertretung der Polizeigeſetze 
dulden und ſie nicht zur gehoͤrigen Ahndung anzeigen. 


$. 8. 
Disziplinar- Das Disziplinarverfahren wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die 
. Handlung, welche den Gegenſtand der Anſchuldigung bildet, ein gemeines Ver⸗ 


fahren we- brechen oder Vergehen, eine Uebertretung oder ein Amtsverbrechen (F. 3.) dar⸗ 
gen der ſtellt, daß wegen derſelben eine gerichtliche Verfolgung eingeleitet, eine Frei⸗ 
nämlichen 

Thaſſachen. ſpre⸗ 
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ſprechung erfolgt, oder eine ſolche Verurtheilung ergangen iſt, die weder auf 
den a des Amtes lautet, noch denſelben kraft des Geſetzes (F. 10.) nach 
ſich zieht. 


H. 9. . 

Im Laufe einer gerichtlichen Unterſuchung darf gegen den Angeſchuldig⸗ 
ten ein Diezipimarperführen nn der naͤmlichen Thatſachen nicht eingeleitet 
werden, wenn es nicht durch das Intereſſe des Dienſtes dringend geboten wird. 

Wenn im Laufe eines Disziplinarverfahrens wegen der naͤmlichen That⸗ 
ſachen eine gerichtliche Unterſuchung gegen den Angeſchuldigten eröffnet wird, 
fo kann die Disziplinarbehoͤrde die Ausſetzung des Disziplinarverfahrens, allen— 
falls bis zur rechtskraͤftigen Erledigung des gerichtlichen Verfahrens, verordnen. 


H. 10. 


Die Verurtheilung zu Zuchthausſtrafe oder Feſtungsarbeit, zu einer an- Verlust bes 
deren Freiheitsſtrafe von einjähriger oder längerer Dauer, zu einer ſchwereren gage aube. 
Strafe, zu immerwährender oder zeitiger Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern, ver Strafen. 
zu einer ſonſtigen immerwaͤhrenden oder zeitigen Entziehung oder Einſchraͤnkung 
ſtaatsbuͤrgerlicher Rechte oder zu der Stellung unter Poli eiaufſicht, zieht den 
Verluſt des Amtes, und bei den in Ruheſtand verſetzten Beamten den Verluſt 


der Penſion von felbft nach fich, ohne daß darauf beſonders erkannt wird. 


$. 11. 


Ein Beamter, welcher ſich ohne den vorſchriftsmaͤßigen Urlaub von ſei- unerlaubte 
nem Amte entfernt, oder den ertheilten Urlaub überfchreitet, ift für die Zeit ane, 
der unerlaubten Entfernung ſeines Dienſteinkommens verluſtig. 


§. 12. 
Dauert die unerlaubte Entfernung laͤnger als acht Wochen, ſo hat der 
Beamte die Dienſtentlaſſung verwirkt. 
Iſt der Beamte dienſtlich aufgefordert worden, zu feinem Amte zuruͤck— 
zukehren, ſo tritt die Strafe der Dienſtentlaſſung ſchon nach fruchtloſem Ab— 
lauf von vier Wochen ſeit der ergangenen Aufforderung ein. 


$. 13. 


Die Entziehung des Dienſteinkommens (F. 11.) wird von derjenigen 
Behörde verfügt, welche den Urlaub zu ertheilen hat. Im Falle des Wider⸗ 
ſpruches findet das foͤrmliche Disziplinarverfahren ſtatt. 


$. 14. 


Die Dienſtentlaſſung kann nur im Wege des foͤrmlichen Disziplinar⸗ 
Verfahrens ausgeſprochen werden. Sie wird nicht verhängt, wenn ſich ergiebt, 
daß der Beamte ohne ſeine Schuld von ſeinem Amte fern geweſen iſt, und 
fi) zugleich in der Unmoͤglichkeit befunden hat, den Urlaub oder deſſen Ver⸗ 
laͤngerung nachzuſuchen. 

(Nr. 3148.) $. 15. 
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H. 1 3. 


Die Einleitung eines Disziplinarverfahrens wegen unerlaubter Entfer⸗ 
nung vom Amte und die Dienſtentlaſſung vor Ablauf der Friſten (§. 12.) iſt 
nicht ausgeſchloſſen, wenn ſie durch die beſonderen Umſtaͤnde als gerechtfer⸗ 
tigt erſcheint. 


$. 16. 


Buſſelung der Die in dem F. 12. erwähnte Aufforderung, fo wie alle anderen Auffor⸗ 
rg derungen, Mittheilungen, Zuftellungen und Vorladungen, welche nach den Be— 
ſtimmungen dieſer Verordnung erfolgen, find gültig und bewirken den Lauf 
der Friſten, wenn ſie demjenigen, an den ſie ergehen, in Perſon oder in ſeiner 
letzten Wohnung an dem Orte zugeitellt werden, wo er geſetzlich ſeinen Wohn⸗ 

ſitz haben ſoll. 


§. 17. 
Diszipfinar- Die Disziplinarſtrafen beftehen in 
Rrafen, Ordnungsſtrafen, 

Entfernung aus dem Amte. 

F. 18. 

Ordnungsſtrafen ſind: 

Warnung, 

Verweis, 

Geldbuße. 

$. 19. 


Die Entfernung aus dem Amte kann beſtehen: 

1) in Verſetzung in ein anderes Amt von gleichem Range, jedoch mit Ver⸗ 
minderung des Dienſteinkommens und Berluſt des Anſpruches auf Um⸗ 
zugskoſten, oder mit einem von beiden Nachtheilen. 

Dieſe Strafe findet nur auf Beamte im unmittelbaren Staatsdienſte 
Anwendung. 

2) in Dienſtentlaſſung. 

Dieſe Strafe zieht den Verluſt des Titels und Penſions-Anſpruches 
von ſelbſt nach ſich; es wird darauf nicht beſonders erkannt. 


H. 20. 


Welche der in den $$. 17. bis 19. beſtimmten Strafen anzuwenden fei, 
iſt nach der größeren oder geringeren Erheblichkeit des Dienftvergehens 
mit Ruͤckſicht auf die ſonſtige Fuͤhrung des Angeſchuldigten zu ermeſſen. 

Die Dienſtentlaſſung muß insbeſondere dann erfolgen, wenn der Beamte 
die Pflicht der Treue verletzt oder den Muth, den ſein Beruf erfordert, nicht 
bethätigt, oder fich einer feindſeligen Parteinahme gegen die Staatsregierung 
ſchuldig gemacht hat. N 


Zwei⸗ 


— 275 — 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Disziplinar- Verfahren. 


F. 21. 


Jeder Dienſt-Vorgeſetzte iſt zu Warnungen und Verweiſen gegen feine Berfahren für 
Untergebenen befugt. 9 ieh N n 
§. 22. 

In Beziehung auf die Verhaͤngung von Geldbußen iſt die Befugniß der 
Dienſtvorgeſetzten begraͤnzt, wie folgt: 

Die Vorſteher derjenigen Behoͤrden, die unter den Provinzialbehoͤrden 
ſtehen, koͤnnen gegen untere Beamte Geldbußen bis zu drei Thalern verfügen. 

Andere Vorgeſetzte der unteren Beamten duͤrfen ſolche Geldbußen nur 
in ſofern verfügen, als ihnen die Befugniß zur Verhaͤngung von Geldbußen durch 
beſondere Geſetze oder Inſtruktionen beigelegt iſt. Daſſelbe gilt von Poſtamts⸗ 
vorſtehern in Bezug auf ihre Untergebenen, und von Poſtinſpektoren in Bezug 
auf die unteren Beamten ihres Bezirkes. 

Die Provinzialbehoͤrden find ermächtigt, die ihnen untergeordneten Beam— 
ten mit Geldbuße bis zu dreißig Thalern zu belegen. 

Gleiche Befugniß haben die Vorſteher der Provinzialbehörden in Anſe⸗ 
hung der bei letzteren angeſtellten unteren Beamten. 

Die Miniſter haben die Befugniß, allen ihnen unmittelbar oder mittel— 
bar untergebenen Beamten Geldbußen bis zum Betrage des monallichen Dienſt⸗ 
einkommens, unbeſoldeten Beamten aber bis zur Summe von dreißig Thalern 
aufzuerlegen. 

Welche Beamte zu den unteren zu rechnen find, wird durch das Staats— 
Miniſterium beſtimmt. 


H. 23. 
Gegen die Verfuͤgung von Ordnungsſtrafen findet nur Beſchwerde bei 
der vorgeſetzten Inſtanz ſtatt. 
f o bald die Beſchwerde erhoben wird, iſt davon derjenigen Behoͤrde An— 
zeige zu machen, welche die Strafe verfuͤgt hat. 


$ 24. 


Der Entfernung aus dem Amte muß ein foͤrmliches Disziplinarverfah⸗ Verfahren für 
ren vorhergehen. Daſſelbe beſteht in der von einem Kommiſſar zu fuͤhrenden 1 
ſchriftlichen Vorunterſuchung und in einer muͤndlichen Verhandlung nach den Amte. 
folgenden naͤheren Beſtimmungen. 


H. 25. 


Die Einleitung des Disziplinarverfahrens wird verfuͤgt, und der Unter⸗ 
ſuchungskommiſſar ernannt: 
(Nr. 3148.) 1) wenn 
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1) wenn die Entſcheidung der Sache vor den Disziplinarhof gehört ($. 26. 

Nr. 1.), von dem Miniſter, welcher dem Angeſchuldigten vorgeſetzt iſt. 
Iſt jedoch Gefahr im Verzuge, ſo kann dieſe Verfuͤgung und Er⸗ 

nennung vorlaͤufig von dem Vorſteher der Provinzialbehoͤrde des Reſſorts 
ausgehen. Es it alsdann die Genehmigung des Miniſters einzuholen, 
und, ſofern dieſelbe verſagt wird, das Verfahren einzuſtellen. 

2) In allen anderen Fällen von dem Vorſteher der Behörde, welche die 
entſcheidende Disziplinarbehoͤrde bildet ($. 26. Nr. 2.) oder von dem 
vorgeſetzten Miniſter. 


H. 26. 
Entſcheidende Die entſcheidenden une erſter Inſtanz find: 
— 4 2 1) der Disziplinarhof zu Berlin (F. 31.) in Anſehung derjenigen Beamten, 


ſtanz. zu deren Anſtellung nach den Beſtimmungen, welche zur Zeit der ver— 
fuͤgten Einleitung der Unterſuchung gelten, eine von dem Könige oder 
von den Miniftern ausgehende Ernennung, Beſtaͤtigung oder Genehmi— 
ung erforderlich iſt. 
2) Die Provinzialbehoͤrden, als: 
die Regierungen, 
die Provinzial-Schulkollegien, 
die Provinzial-Steuerdirektionen, 
die Ober-Bergämter. 
Vor die Provinzialbehörden gehören alle bei denſelben angeſtellten oder 
N . Beamten, welche nicht vorſtehend unter Nr. 1. begrif⸗ 
fen ſind. 
Dien Provinzialbehoͤrden werden gleichgeſtellt die unter den Miniſtern 
ſtehenden Central⸗Verwaltungsbehoͤrden in Dienſtzweigen, für welche keine Pro— 
vinzialbehoͤrden beſtehen. 


$. 27. 
In Bezug auf diejenigen Kategorien von Beamten, welche nicht unter 


den in H. 20. bezeichneten begriffen find, iſt die entſcheidende Disziplinarbe— 
hoͤrde durch einen Beſchluß des Staatsminiſteriums zu beſtimmen. 


e Ha als a: a er e. Dear dun te . F. 28. Du resi, . 2 rc ses Sur Fe, /B352 


rer gu, Die Zuftändigfeit der Provinzialbehoͤrden kann von dem Staats 
T * %, Minifterium auf einzelne Kategorien folcher Beamten ausgedehnt werden, welche 
A % von den Miniſtern ernannt oder beſtaͤtigt werden, aber nicht zu den etats 
4 lt Leid 4), mäßigen Mitgliedern einer Provinzialbehörde gehoͤren. unge, woa 


u e, ARE S.. , m Mm SL CHF. Fr A FF 5 29. 


Das Staatsminiſterium kann auf den Antrag des betreffenden Miniſters 
oder des Angeſchuldigten die Erledigung einer Disziplinarſache von einer Pro- 
vinzialbehoͤrde an eine andere verweiſen, wenn nach dem Gutachten des Dis⸗ 
ziplinarhofes Gruͤnde vorliegen, aus welchen die Unbefangenheit der zuſtaͤndigen 
Disziplinar⸗Behoͤrde bezweifelt werden kann. Sn 


day Hai * 
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$. 30. | 


Streitigkeiten über die Kompetenz der Disziplinarbehoͤrden als folcher Kompetem- 
werden von dem Staatsminiſterium, nach Vernehmung des Gutachtens des Streiti,fiten. 
Disziplinarhofes, entſchieden. N 


$. 31. 

„„Der Disziplinarhof beſteht aus einem Praͤſidenten und zehn anderen 
Mitgliedern, von denen wenigſtens vier zu den Mitgliedern der beiden oberſten 
Gerichtshöfe gehören muͤſſen. ia 
„Die Mitglieder des Disziplinarhofes werden von dem Könige auf drei 
Jahre ernannt. g 

Ein Mitglied, welches im Laufe dieſer Periode ernannt wird, bleibt nur 
bis zum Ende derſelben in Thaͤtigkeit. 
Die ausſcheidenden Mitglieder koͤnnen wieder ernannt werden. 


H. 32. 
Zur Erledigung der Disziplinarſachen iſt bei dem Disziplinarhofe die 
Theilnahme von wenigſtens ſieben Mitgliedern, mit Einſchluß des Vorſitzenden, 
erforderlich. 


F. 33. 


Bei den Provinzialbehoͤrden werden die Disziplinarſachen in beſonderen 
Plenarſitzungen erledigt, an welchen nur die etatsmaͤßigen Mitglieder und 
diejenigen Theil nehmen, welche eine etatsmaͤßige Stelle verſehen. Alle zur 
Theilnahme Berufenen haben ein volles Stimmrecht, auch wenn die Behoͤrde 
ſonſt keine kollegialiſche Einrichtung hat. 


H. 34. 


In der Vorunterſuchung wird der Angefchuldigte vorgeladen und, wenn Borunterfu- 
er erſcheint, gehört; es werden die Zeugen eidlich vernommen und die zur Auf- chung. 
klaͤtrung der Sache dienenden ſonſtigen Beweiſe herbeigeſchafft. 


F. 35. 


Nach geſchloſſener Vorunterſuchung werden die Verhandlungen an die 
Behörde eingeſandt, welche die Einleitung der Unterſuchung verfügt hat. 


$. 36, 


Der dem Angeſchuldigten vorgeſetzte Miniſter iſt ermächtigt, mit Ruͤck— 
ſicht auf den Ausfall der Vorunterſuchung das fernere Verfahren einzuſtellen 
und geeigneten Falles nur eine Ordnungsſtrafe zu verhaͤngen. 

Iſt eine ſonſtige Behörde, welche die Einleitung der Unterſuchung ver— 
fuͤgt hat, der Anſicht, daß das fernere Verfahren einzuſtellen ſei, ſo muß ſie 
darüber an den Miniſter zu deſſen Beſchlußnahme berichten. 

44 


Jahrgang 1849. (Nr. 3148.) §. 37. 
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§. 37. 


Mündliche. Wird das Verfahren nicht eingeſtellt, fo wird ein Termin zur muͤnd⸗ 
lung ver ber lichen Verhandlung der Sache angeſetzt, zu welchem der Angeſchuldigte, unter 
entscheiden. Hervorhebung der Thatſachen, welche ihm zur Laſt gelegt werden, vorzu⸗ 
den Behörde laden iſt 
erſter In- 1 
1 $. 38. 


Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werden durch einen Beamten 
wahrgenommen, welchen der Miniſter zu dieſem Ende bezeichnet. 


1 


Bei der mündlichen Verhandlung, welche in nicht öffentlicher Sitzung 
ſtatt findet, giebt zuerſt ein von dem Vorſitzenden der Behoͤrde aus der Zahl 
ihrer Mitglieder ernannter Referent eine Darſtellung der Sache, wie ſie aus 
den bisherigen Verhandlungen hervorgeht. 

Der Angeſchuldigte wird vernommen. 

Es wird darauf der Beamte der Staatsanwaltſchaft mit feinem Vor— 
und Antrage, und der Angeſchuldigte in ſeiner Vertheidigung gehoͤrt. 

Dem Angeſchuldigten ſteht das letzte Wort zu. 


H. 40. 

Wenn die Behoͤrde auf den Antrag des Angeſchuldigten oder des Beam— 
ten der Staatsanwaltſchaft, oder auch von Amtswegen die Vernehmung eines 
oder mehrerer Zeugen, ſei es durch einen Kommiſſar, oder muͤndlich vor der 
Behoͤrde ſelbſt, oder die Herbeiſchaffung anderer Mittel zur Aufklaͤrung der 
Sache für angemeſſen erachtet, fo erlaͤßt fie die erforderliche Verfügung und 
vertagt noͤthigenfalls die Fortſetzung der Sache auf einen anderen Tag, welcher 
dem Angeſchuldigten bekannt zu machen iſt. 


$. 41. 

Der Angeſchuldigte, welcher erſcheint, kann ſich des Beiſtandes eines 
Advokaten oder Rechtsanwaltes als Vertheidigers bedienen. Der nicht er— 
ſcheinende Angeſchuldigte kann ſich nicht vertreten laſſen; es ſei denn, daß ihm 
die entſcheidende Behoͤrde die Vertretung durch einen Advokaten oder Rechts— 
Anwalt in der Vorladung oder ſpaͤter geſtattet hat. Der Behörde ſteht es 
jederzeit zu, das perſoͤnliche Erſcheinen des Angeſchuldigten nachträglich zu 
verordnen. 


§. 42. 


Entſcheid ng Die Entſcheidung, welche die Gruͤnde derſelben enthalten muß, wird in 
erſter Infanze der Sitzung, in welcher die muͤndliche Verhandlung beendigt worden iſt, oder 
in einer der naͤchſten Sitzungen verkuͤndigt. 
Die Entſcheidung kann auch auf eine bloße Ordnungsſtrafe lauten. 


$. 43. 
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$. 43. 

Ueber die mündliche Verhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, wel- 
ches die Namen der Anweſenden und die weſentlichen Momente der Verhand—⸗ 
lung enthalten muß. Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden und dem 
Protokollfuͤhrer unterzeichnet. 


F. 44. 


nicht 1 Rechtsmittel des Einſpruches (Reſtitution oder Oppoſition) findet 
att. 


§. 45. 
Gegen die Entſcheidung iſt die Berufung an das Staatsminiſterium Berufung an 
unter folgenden näheren Beſtimmungen zulaͤſſig: ng 


Dem Angeſchuldigten ſteht fie gegen jede Entſcheidung zu, durch welche 
ſeine Entfernung aus dem Amte ausgeſprochen iſt; dem Beamten der Staats— 
Anwaltſchaft gegen jede Endentſcheidung. 


$. 46. 

Die Anmeldung der Berufung geſchieht bei der Behoͤrde, welche die 
anzugreifende Entſcheidung erlaffen hat. 

Die Friſt zu dieſer Anmeldung iſt eine vierwoͤchentliche, welche mit dem 
Ablaufe des Tages, an welchem die Entſcheidung verkuͤndigt worden iſt, und 
fuͤr den Angeſchuldigten, welcher hierbei nicht zugegen war, mit dem Ablaufe 
des Tages beginnt, an welchem ihm die Entſcheidung zugeſtellt worden iſt. 


$. 47. 


Das Staatsminiſterium wird durch die Berufung, auch wenn dieſelbe 
nur von dem Staatsanwalte oder nur von dem Angeſchuldigten eingelegt 
worden, und wenn ſie nur gegen einzelne Beſtimmungen der Entſcheidun ge⸗ 
richtet iſt, mit der ganzen Sache eben fo befaßt, als wenn von beiden Seiten 
die Berufung gegen den ganzen Inhalt der Entſcheidung eingelegt worden waͤre. 

Die Entſcheidung des Staatsminiſteriums kann auch auf eine bloße 
Ordnungsſtrafe lauten. 


§. 48. 


Das Staatsminiſterium beſchließt auf den Vortrag eines von dem 
Vorſitzenden ernannten Referenten. 


H. 49. 
Iſt die Berufung von der Entſcheidung einer Provinzialbehoͤrde ein— 


gelegt, ſo kann das Staatsminiſterium keinen Beſchluß faſſen, bevor das 
Gutachten des Disziplinarhofes eingeholt worden iſt. 
Der Disziplinarhof muß vor Erſtattung des Gutachtens den Beamten 
der Staatsanwaltſchaft in ſeinem Vor- und Antrage hoͤren. 
(Fr. 3148.) 44* Er 


Suspenſion 
kraft des 
Geſetzes. 
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Er kann die Vorladung des Angeſchuldigten verordnen und die zur Auf— 
klaͤrung der Sache etwa erforderlichen ſonſtigen Verfuͤgungen erlaſſen. 


$. 50, 


Lautet die Entſcheidung oder das Gutachten des Disziplinarhofes auf 
Freiſprechung des Angeſchuldigten, ſo kann das Staatsminiſterium, wenn es 
den Angeſchuldigten ſtrafbar findet, nicht die Strafe der Dienſtentlaſſung, ſon— 
dern nur eine geringere Disziplinarſtrafe verhaͤngen, oder die einſtweilige Ver— 
ſetzung in den Ruheſtand (F. 94.) verfügen. 


$. 51. 


Die Entſcheidung des Staatsminiſteriums, durch welche die Entfernung 
aus dem Amte ausgeſprochen iſt, bedarf der Beſtaͤtigung des Koͤnigs, wenn 
der Beamte von dem Koͤnige ernannt oder beſtaͤtigt worden iſt. 


Dritter Aßſch nat 


Vorlaͤufige Dienſtenthebung. 


$. 52, 


Die Suspenſion eines Beamten vom Amte tritt kraft des Geſetzes ein: 
1) wenn in dem gerichtlichen Strafverfahren feine Verhaftung beſchloſſen, 
oder gegen ihn ein noch nicht rechtskraͤftig gewordenes Urtheil erlaſſen 
iſt, welches auf den Verluſt des Amtes lautet, oder dieſen kraft des 
Geſetzes nach ſich zieht; 
2) wenn im Disziplinarverfahren eine noch nicht rechtskraͤftige Entſcheidung 
ergangen iſt, welche auf Dienſtentlaſſung lautet. 


H. 33. 


In dem im vorhergehenden Paragraphen unter Nummer 1. vorgeſehe— 
nen Falle hoͤrt die Suspenſion mit Ablauf des zehnten Tages nach Wieder— 
aufhebung des Verhaftungsbeſchluſſes oder nach eingetretener Rechtskraft des— 
jenigen Urtheils hoͤherer Inſtanz, durch welches der angeſchuldigte Beamte zu 
einer anderen Strafe, als der bezeichneten, verurtheilt wird, von ſelbſt auf, 
wenn nicht vor dem Erloͤſchen dieſer Friſt die Suspenſion vom Amte im Wege 
des Disziplinarverfahrens beſchloſſen wird. 

Lautet das rechtskraͤftige Urtheil auf Freiheitsſtrafe, fo dauert die Sus— 
penſion, bis das Urtheil vollſtreckt iſt. Wird die Vollſtreckung des Urtheils 
ohne Schuld des Verurtheilten aufgehalten oder unterbrochen, ſo tritt fuͤr die 
15 des Aufenthaltes oder der Unterbrechung eine Gehaltsverkuͤrzung (F. 55.) 
nicht ein. 

In dem unter Nummer 2, erwaͤhnten Falle dauert die Suspenſion bis 
zur Rechtskraft der in der Disziplinarſache ergehenden Entſcheidung. 
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H. 54. 


Die zur Einleitung der Disziplinarunterſuchung ermaͤchtigte Behörde Suepenſion 
kann die Suspenſion, ſobald gegen den Beamten ein gerichtliches Strafver— c 
fahren eingeleitet, oder die Einleitung einer a eee verfuͤgt 
wird, oder auch demnaͤchſt im ganzen Laufe des Verfahrens verfügen. 


$. 55. 


Der ſuspendirte Beamte behält während der Suspenſion die Hälfte Einſſaß der 
feines Dienſteinkommens; iſt aber wider ihn in erſter Inſtanz der Verlust des 9 
Amtes verhängt, oder iſt dieſer Verluſt eine geſetzliche Folge des ergangenen Dienftein- 
Urtheils, fo wird ihm von der Zeit der Publikation des Urtheils oder der Ent- kommen. 
ſcheidung an bis zur rechtskräftigen Entſcheidung der Sache nur der zum 
nothduͤrftigen Unterhalte erforderliche Betrag, der jedoch niemals die Halfte 
des Dienſteinkommens uͤberſteigen darf, verabreicht. 
Auf die für Dienſtunkoſten beſonders angeſetzten Beträge ift bei Berech— 
nung der Haͤlfte des Dienſteinkommens keine Ruͤckſicht zu nehmen. 
Aus dem innebehaltenen Theile des Dienſteinkommens ſind die Koſten 
der Stellvertretung des Angeſchuldigten und des Unterſuchungsverfahrens zu 
iten. 
N H. 56. o. AN ebe, I na, r N. ae . 
Der zu den Koſten (F. 55) nicht verwendete Theil des Einkommens wird“ = e 
dem Beamten nachgezahlt, wenn das Verfahren nicht den Verluſt des Amtes . . 
zur Folge gehabt hat. e ee 
Erinnerungen über die Verwendung des Einkommens ſtehen dem ge 
amten nicht zu; wohl aber iſt ihm auf Verlangen eine Nachweiſung tiber dieſe >> = , 
Verwendung zu ertheilen. . „ e rau eee, r 


He ., ge u, g. dus = H. 9% Erde San Ne. 7 . en, er ee 


Wird der Beamte freigefprochen, fo muß ihm der innebehaltene Theil 4 
des Dienſteinkommens vollſtaͤndig nachgezahlt werden. u... e 
4 D na Hire e „382 ra e ggiee, „ c K. N Da . 


Wenn Gefahr im Verzuge iſt, kann einem Beamten auch von ſolchen Vorlaufge > 
Vorgeſetzten, die ſeine Suspenſion zu verfuͤgen nicht ermaͤchtigt ſind, die Aus⸗ ber b. 8 „ 
übung der Amtsverrichtungen vorläufig unterſagt werden; es iſt aber daruͤber ſo- nbung der 


„ 2 * 4 5 ER 

fort an die höhere Behörde zu berichten, ec 23 
N A, e e un idee 
T t > De * 
N Abſchnitt . 
Naͤhere und beſondere Beſtimmungen in Betreff der Beamten, 3 
der Juſtizverwaltung. 2 


$. 59. ee e e 
Hinſichtlich der Beamten der Juſlizverwaltung, welche kein Richteramt ,_, 8 
bekleiden, gelten die nachfolgenden naͤheren Beſtimmungen. ; @ 
(Fr. 3148.) §. 60, ea . 4. 
e eine Fed, enn, 
F 
ez, 1 0 


F. 7 re” 


= ME = 


$. 60. 


4, DOrbmingd- Der Juſtizminiſter kann gegen alle Beamte Ordnungsſtrafen jeder Art 
frafen (IH. 18. und 22.) verhaͤngen, vorbehaltlich der in den $$. 72. bis 75. enthal⸗ 
heben Jug tenen Einſchraͤnkungen. 
beamte. $. 61. 
Beamte der Der Staatsanwalt bei einem Appellationsgerichte (Ober » Staatsanwalt, 
Eher Generalprokurator) ift befugt, gegen alle im Bezirke des Appellationsgerichts 
und der ge- angeftellten Beamten der Staatsanwaltſchaft Warnungen und Verweiſe, gegen 
90 die Beamten der Staatsanwaltſchaft bei den Polizeigerichten (Polizeianwalte) 
ae, e gegen die Beamten der gerichtlichen Polizei Warnungen, Verweiſe und 
Geldbuße bis zu zehn Thalern zu verhaͤngen. 
Die Artikel 280. 281. 232, der Rheiniſchen Strafprozeßordnung find 
aufgehoben. 


H. 62. 


Der Staatsanwalt bei einem Gerichte erſter Inſtanz (Oberprokurator) 
iſt befugt, allen Beamten der Staatsanwaltſchaft und der gerichtlichen Polizei 
im Bezirke dieſes Gerichtes Warnungen zu ertheilen. 


H. 63. 


Büreau- und Die Vorgeſetzten, welche außer dem Juſtizminiſter befugt ſind, von Amts⸗ 
Interbeamie wegen oder auf den Antrag des Staatsanwaltes gegen Buͤreau- und Unter⸗ 
beamte der Gerichte, namentlich die Beamten des Serickatkures, der Kalkula⸗ 
tur, der Kaſſen- und Depoſital-Verwaltung, der Regiſtratur, der Kanzlei und 

der Exekutionsvollſtreckung Ordnungsſtrafen zu verhängen, find: 

1) Der Erſte Praͤſident eines oberſten Gerichtshofes in Anſehung der bei 
demſelben angeſtellten Beamten. Die Geldbuße darf die Summe 
von dreißig Thalern nicht uͤberſteigen. 

2) Der Erſte Prafident eines Appellationsgerichtes in Anſehung der Beam⸗ 
ten innerhalb des Appellationsgerichts-Bezirkes, mit der namlichen Be— 
ſchraͤnkung in Betreff der Geldbußen. 

3) Der Praͤſident oder Direktor eines Gerichts erſter Inſtanz in Anſehung 
der Beamten innerhalb des Bezirkes dieſes Gerichtes. Die Geldbuße 
darf die Summe von zehn Thalern nicht uͤberſteigen. 

4) Der Dirigent einer Kreisgerichts-Deputation in Anſehung der bei der— 
ſelben angeſtellten Beamten. Die Geldbuße darf die Summe von drei 
Thalern nicht uͤberſteigen. | 

5) Der Einzelrichter in Anſehung der bei dem Gerichte (der Gerichtsdepu— 
tation) angeſtellten Beamten mit der naͤmlichen Beſchraͤnkung in Betreff 
der Geldbuße. 


once. 5 H. 64. ö 
richlövollgie In Anſehung der Gerichtsfchreiber und Gerichtsvollzieher, welche bei 
270 laschen dem Rheiniſchen Reviſions- und Kaſſationshofe und bei den übrigen Rheini— 
einiſchen 
Gerichten. ſchen 


— u 


ſchen Gerichten angeftellt find, finden die Beſtimmungen des F. 63. mit der 
Modifikation Anwendung, daß Geldbußen gegen ſie nicht zu verhaͤngen ſind 
und die Befugniß, Warnungen und Verweiſe gegen Gerichtsvollzieher auszu⸗ 
ſprechen, nur den Beamten der Staatsanwaltſchaft zuſteht, und zwar: 


1) Dem Generalprokurator bei dem Rheiniſchen Reviſions- und Kaſſations⸗ 
4075 > Anſehung der bei dieſem Gerichtshofe angeftellten Gerichte: 
vollzieher. N 

2) Dem Generalprokurator bei dem Appellationsgerichtshofe in An⸗ 
5 derjenigen, welche in dem Appellationsgerichtsbezirke ange— 
ſtellt ſind. 

3) Dem Oberprokurator eines Landgerichtes in Anſehung derjenigen, welche 
in dem Bezirke dieſes Gerichtes angeſtellt ſind. 


$. 65. 
ah Die Befugniß, Ordnungsſtrafen gegen Parketſekretäͤre auszuſprechen, Yarketfetrefäre, 
eht zu: 

1) Den Generalprokuratoren gegen diejenigen, welche in deren Parket 
angeſtellt ſind, dem Generalprokurator bei dem Appellationsgerichtshofe 
außerdem gegen diejenigen, welche in dem Parket eines Oberprokurators 
angeſtellt ſind. Die Geldbuße darf die Summe von dreißig Thalern 
nicht uͤberſteigen. 

2) Dem Oberprokurator bei einem Landgerichte gegen diejenigen, welche 
in ſeinem Parket angeſtellt ſind. Die Geldbuße darf die Summe von 
zehn Thalern nicht uͤberſteigen. 


H. 66. 
Der Dirigent einer Generalkommiſſion hat die Befugniß, die bei der- Bürcan- und 


ſelben und in deren Bezirke angeſtellten Beamten mit Warnungen, Verweiſen 1 dhe. 


und Geldbußen bis zu dreißig Thalern zu belegen. nerallom- 
Gleiche Befugniß hat der Praͤſident des Reviſionskollegiums in Anſehung ee 

der bei diefer Behörde angeſtellten Beamten. Nevifiong- 
g N 67 kollegium. 


Die Generalkommiſſionen und landwirthſchaftlichen Regierungsabtheilun— Speziallom⸗ 
gen ſind befugt, gegen die Spezialkommiſſarien Warnungen, Verweiſe und miſſaricu. 
Geldbußen bis zu dreißig Thalern endgültig zu verhaͤngen. 


$. 68. 
Der General-Auditeur kann die bei dem General-Auditoriate angeſtellten e 


oder dieſer Behoͤrde untergeordneten Beamten mit Warnungen, Verweiſen und bei den Ge- 


Geldbußen bis zu dreißig Thalern belegen. ee 
N 69 ru 
Die Beſchwerde gegen Ordnungsſtrafen geht: Beſchwerde ge 

1) in den Fällen des F. 63, Nr. 1. und 2. an den Juſtizminiſter; gen Od. 


nungeſtra⸗ 
(Nr. 3148.) in fen, 
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2) in den übrigen Fällen des $. 63. an den Erſten Praͤſidenten des Appel— 
lationsgerichtes, und von deſſen Verfuͤgung an den Juſtizminiſter; 

3) von den Verfuͤgungen eines Beamten der Staatsanwaltſchaft an den 
e Beamten derſelben, und von deſſen Verfuͤgung an den Juſtiz— 
miniſter; | 

4) in den Fällen des F. 66. an den Minifter für landwirthſchaftliche An— 
gelegenheiten; 5 

5) in den Fallen des $. 68. an den Kriegsminiſter. 


§. 70. 


2. Entſeruung Die Beſtimmungen über die Entfernung aus dem Amte (H. 25. Nr. 1., 
aus dem H. 26. ff.) finden auf die Beamten der Staatsanwaltſchaft Anwendung. In 

PER Anſehung der Polizeianwalte und der Beamten der gerichtlichen Polizei iſt deren 
und Beamte ſonſtige amtliche Eigenſchaft fuͤr die Zuſtaͤndigkeit der Disziplinarbehoͤrde 
en . maaßgebend. 


alte H. Mi 1 + 


Büreau- und Hinſichtlich der Buͤreau- und Unterbeamten bei den Gerichten ($. 63.) 
Unterbeamte. treten folgende Modifikationen ein: 


1) Die Verfuͤgung wegen Einleitung des Disziplinarverfahrens ſteht, auch 
bei den von dem Juſtizminiſter ernannten Beamten, dem Appellations— 
gerichte, und die Ernennung des Unterſuchungskommiſſars dem Erſten 
Praͤſidenten des Gerichts zu, unbeſchadet der Befugniß des Juſtizmini— 
ſters zu dieſer Verfuͤgung und Ernennung. 

2) Die entſcheidende Disziplinarbehoͤrde erſter Inſtanz iſt das Appellations— 
gericht, und zwar in derjenigen Abtheilung, in welcher der Erſte Praͤ— 
ſident gewoͤhnlich den Vorſitz fuͤhrt. 

3) Der Staatsanwalt bei dem Appellationsgerichte kann die Einleitung des 
Disziplinarverfahrens beantragen. Es werden demſelben vor dem Ab- 
weni der Vorunterſuchung die Akten zur Stellung feines Antrages 
vorgelegt. 

4) Wenn 15 Beamte bei einer General-Kommiſſion oder im Bezirke der— 

ſelben angeſtellt iſt, ſo werden die den Appellationsgerichten und deren 

Erſten Praͤſidenten unter Nr. 1. und 2. beigelegten Befugniſſe von der 

Generalkommiſſion und deren Dirigenten, und wenn der Beamte bei 

dem Reviſionskollegium angeſtellt iſt, von dieſer Behoͤrde und deren 

Praͤſidenten wahrgenommen, unbeſchadet der Befugniß des Miniſters fuͤr 

landwirthſchaftliche Angelegenheiten, die Einleitung der Unterſuchung zu 

verfuͤgen und den Kommiſſar zu ernennen. 

Iſt der Beamte bei dem General-Auditoriate angeſtellt, oder demſelben 

untergeordnet, ſo werden die unter Nr. 1. und 2. bezeichneten Befugniſſe 

von dem General-Auditoriate und dem General-Auditeur wahrgenommen, 
unbeſchadet der Befugniß des Kriegsminiſters, die Einleitung der Unter— 
ſuchung zu verfuͤgen und den Kommiſſar zu ernennen. 


5 


— 


$. 72. 
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$ 72. 


Wenn ein Gcrichtsſchreiber oder Gerichtsvollzieher im Bezirke des Veſendere Be- 


Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes zu Coͤln ein Dienſtvergehen begangen 
hat, welches mit ſchwererer Strafe als Verweis zu ahnden iſt, ſo findet das 
durch die Verordnung vom 21. Juli 1826. vorgeſchriebene Verfahren ſtatt. 


An der Befugniß der Gerichte, jede der im H. 3. jener Verordnung 
beſtimmten Strafen zu verhängen, ſowie über die in der Sitzung ſtatt finden— 
den Dienſtoergehen zu erkennen, wird nichts geändert. 


Die $$. 2. bis 10., 52. bis 54. der gegenwärtigen Verordnung finden 
ebenfalls Anwendung, in Anſehung der Gerichtsſchreiber auch die Hi. 11. bis 
16. und 55. bis 57. Jedoch ſteht die Verfügung der Amtsſuspenſion (§. 54.), 
welche auf den ſchriftlichen Antrag des Staatsanwalles erfolgen kann, nur 
dem Gerichte zu, welches in der Disziplinarſache zu erkennen hat, vorbehalllich 
der von einer Verfuͤgung des Landgerichtes zulaͤſſigen Beſchwerde an den Ap— 
pellationsgerichtshof. 


$. 73. 


ſtimmungen 
für Gerichts- 
ſchreiber und 
Gerichts- 
vollzieher. 


Auf die Advokaten, Rechtsanwalte und Notarien finden nur die Beſtim-Veſondere Pre 


mungen der Hö. 2. bis 10. und der HH. 52. bis 54. dieſer Verordnung An⸗ 
wendung. N f wog N ; 
Im Uebrigen gelten die nachſtehenden Vorſchriften ($$. 74. bis 83.) 


$. 74. 


Hinſichtlich der Notarien im Bezirke des Rheiniſchen Appellations— 
gerichtshofes zu Coͤln verbleibt es bei der Verordnung vom 25. April 1822. 


Wegen der Amtsſuspenſlon gelten die Beſtimmungen des letzten Abſatzes 
des F. 72. 
$. 75. 


Die Verordnung vom 7. Juni 1844., betreffend die Ausuͤbung der Dis⸗ 
ziplin uͤber Advokaten und Anwalle, und die Verordnung vom 30. April 1847. 
über die Bildung eines Ehrenrathes bleiben mit den nachſtehenden Modifika— 
tionen in Kraft. 


H. 76, 


In den Fällen des H. 9. der gegenwärtigen Verordnung ift die Bes 
ſchwerde an das Appellationsgericht und im Bezirke des Rheiniſchen Appella— 
tionsgerichtshofes an den Disziplinarſenat gra. 

Die von einem Disziplinarrathe in Gemaͤßheit des H. 54. verfügte Aints— 
Suspenſion bedarf der Beſtaͤtigung des Disziplinarſenates, wegen welcher 
auf den ſchriftlichen Antrag des Generalprokurators Beſchluß gefaßt wird. 
Der Disziplinarſenat kann auch auf den ſchriftlichen Antrag des General— 
Prokurators die Amtsſuspenſion verfuͤgen. 

Jaßrgang 1849. (N. 31180 45 §. 77, 


ſtimmungen 
fir Ad vola⸗ 
ten, Rechts- 
anwälte, 
Notarien. . 
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H. 77. 

Wenn ein Disziplinarrath oder ein Ehrenrath eine Disziplinarunter⸗ 
ſuchung in Faͤllen, wo ſie ſtatt finden ſollte, nicht einleitet, oder wenn er die 
Erledigung einer eingeleiteten Unterſuchung in einer dem Dienſte nachtheiligen 
Weiſe verzoͤgert, ſo kann das Appellationsgericht durch einen in der Plenar— 
pe gefaßten Beſchluß die Sache zur Unterſuchung und Entſcheidung 
an ſich ziehen. 

aan Zwecke der Beſchlußnahme hieruͤber kann der Erſte Praͤſident eine 
Plenarverſammlung berufen; ſie muß berufen werden, wenn eine Abtheilung 
des Gerichtes es begehrt, oder wenn der Staatsanwalt ſeinen mit Gruͤnden 
unterſtuͤtzten ſchriftlichen Antrag darauf richtet. 


$. 78. 


Wenn das Appellationsgericht die Sache an ſich zieht, ſo beauftragt 
deſſen Erſter Praͤſident einen Richter mit der Vorunterſuchung, und es kom— 
men die Beſtimmungen des zweiten und dritten Abſchnittes der die Richter 
betreffenden Verordnung vom 10. Juli d. J. zur Anwendung. 

Die Berufung ſteht dem Staatsanwalte bei dem Appellationsgerichte 
gegen jedes Endurtheil, und dem Angeſchuldigten gegen jedes Urtheil zu, wel— 
ches auf eine Geldbuße von mehr als einhundert Thalern, oder Dienſtent— 
laffung, oder welches auf Suspenſion oder Verluſt der Eigenſchaft als Advokat 
oder Anwalt lautet. 


$. 79. 


So lange fuͤr die Rechtsanwalte bei den oberſten Gerichtshoͤfen ein 
Ehrenrath oder Disziplinarrath nicht beſteht, werden die Disziplinarſachen von 
dem oberſten Gerichtshofe nach den Beſtimmungen des zweiten und dritten 
Abſchnittes der die Richter betreffenden Verordnung vom 10. Juli d. I. erledigt. 


$. 80. 


Hinſichtlich der Disziplinarſtrafen kommt in Faͤllen der HH. 78. 79. und 

81. die Verordnung vom 30. April 1847., und bei dem Rheiniſchen Reviſtons— 

und Kaſſationshofe, ſowie bei den übrigen Rheiniſchen Gerichten die Verord— 
nung vom 7. Juni 1844. zur Anwendung. 


$. 81. 


Dienſtvergeben Wenn Dienſtvergehen eines Advokaten oder Rechtsanwaltes in der Sitzung 
der Advofa- eines oberſten Gerichtshofes, eines Appellationsgerichtes, eines Schwurgerichts— 
Ah hofes, eines Landgerichtes, Kreisgerichtes oder Stadtgerichtes vorfallen, fo iſt 
walte in den das Gericht, welches die Sitzung haͤlt, ſelbſt wenn es nur eine Abtheilung des 

\ Sitzungen. ganzen Gerichtes bildet, befugt, uͤber dieſe Vergehen ſofort oder in einer fort: 

e cent e ee e geſetzten Sitzung zu erkennen. Dieſelbe Befugniß hat das Gericht, oder die 

e e eee,“ Abtheilung deſſelben, in Anſehung der in der Sitzung ermittelten Vergehen, 


7 


acta Et wenn darüber fofort erkannt werden kann. 
792 eg, gr, ., ar H. 82. 


mas. 280 
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H. 82. 

Gegen die von einem anderen Gerichte, als einem oberſten Gerichtshofe 
erlaſſenen Urtheile findet die Berufung nach den in dem zweiten Abſatze des 
H. 78. enthaltenen Beſtimmungen ſtatt. 2 | 

Im Uebrigen kommen die $$. 42. und folgende des zweiten und dritten 
Abſchnittes der die Richter betreffenden Verordnung vom 10. Juli d. J. zur 
Anwendung. Der H. 1. der Verordnung vom 7. Juni 1844. iſt aufgehoben. 


$. 83. 


Wenn ein Rechtsanwalt, ein Notar oder ein Gerichtsvollzieher durch Eiledigung des 


Blindheit, Taubheit oder ein ſonſtiges koͤrperliches Gebrechen, oder durch die 
eingetretene Schwaͤche ſeiner koͤrperlichen oder geiſtigen Kraͤfte zur Erfuͤllung 
ſeiner Amtspflichten unfaͤhig geworden, und dieſer Zuſtand ein dauernder iſt, ſo 
hat der Staatsanwalt bei dem Appellationsgerichte ihn oder ſeinen noͤthigenfalls 
zu beſtellenden Kurator zur Niederlegung des Amtes aufzufordern. . 

Geht innerhalb ſechs Wochen nach dieſer Aufforderung eine Erklaͤrung 
nicht ein, oder erfolgt ein Widerſpruch, ſo beſchließt das Appellationsgericht in 
der durch den H. 25. der Verordnung vom 10. Juli d. J. vorgeſchriebenen 
Zuſammenſetzung, nachdem das im H. 63. ebendaſelbſt vorgeſchriebene und 
geeigneten Falles das im Schlußſatze des H. 64. zugelaffene Verfahren ſtatt 
gefunden hat, nach Anhoͤrung des Staatsanwaltes endguͤltig daruͤber, ob der 
Fall der Niederlegung des Amtes vorliege. 

Beſchließt das Gericht, daß dieſer Fall vorhanden ſei, ſo kann der Juſtiz⸗ 
Miniſter die Stelle fuͤr erledigt erklaͤren. 


Fünfter Abſchnitt. 
Beſondere Beſtimmungen in Betreff der Gemeindebeamten. 


§. 84. 

In Bezug auf ſolche Gemeindebeamte, die weder von dem Koͤnige, noch 
von der Bezirksregierung ernannt oder beſtaͤtigt werden, gilt die nachſtehende 
beſondere Vorſchrift: 

Außer dem Praͤſidenten der Bezirksregierung kann auch diejenige Be— 
hoͤrde, welcher die Ernennung oder Beſtätigung der Beamten zuſteht, wenn 
Veranlaſſung zu einem foͤrmlichen Disziplinarverfahren vorliegt, die Einleitung 
deſſelben verfuͤgen und den Unterſuchungs-Kommiſſar ernennen. 

Nach geſchloſſener Vorunterſuchung werden die Akten dem Praͤſidenten 
der Bezirksregierung uͤberſandt. 


Sechſter Abſchnitt. 


Beſondere Beſtimmungen in Betreff der Militairbeamten. 


H. 85. 
In Anſehung der Militairbeamten (Beilage A. zum Militair-Strafgeſetz— 
(Nr. 3148.) 45 * buch) 


Amtes eines 
Rechtsan- 
waltes, No- 
tars, te 
richts vollzie⸗ 
hers. 
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buch) und der Civilbeamten der Militairverwaltung iſt die Mililair⸗Inten⸗ 
dantur die entſcheidende Disziplinarbehoͤrde erſter Inſtanz (F. 25. Nr. 2.), 
wenn der Angeſchuldigte ein ihr untergeordneter Beamter iſt. 


H. 86. 

Iſt der Beamte der Militair-Intendantur nicht untergeordnet, fo verfügt 
der kommandirende General des Armeekorps die Einleitung der Unterſuchung 
und ernennt den Kommiſſar. Die entſcheidende Disziplinarbehoͤrde erſter In— 
ſtanz iſt die Militair-Disziplinar-Kommiſſion. 

§. 87. 

Die Militair-Disziplinar-Kommiſſion hat ihren Sitz am Garniſonorte 
des Generalkommando's und beſteht fuͤr jedes Armeekorps aus einem Ober— 
ſten als Vorſitzenden und ſechs anderen Mitgliedern, von welchen drei zu den 
Stabsofſizieren, Hauptleuten oder Rültmeiſtern, die uͤbrigen zu den oberen Be— 
amten der Militairverwallung gehören muͤſſen. Iſt der Angeſchuldigte ein 
Militairarzt, fo ſollen die drei letztgenannten Mitglieder der Kommiſſion ſtets 
Militair-Oberaͤrzte ſein. | 

Die Mitglieder der Kommiſſion werden von dem Kriegsminiſter ernannt. 


$. 88. 


Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft bei den Militair-Intendan— 
turen und Militair-Disziplinar-Kommiſſionen werden von dem Korps-Auditeur 
oder einem anderen durch den Kriegsminiſter bezeichneten Audileur wahrge— 
nommen. 

$. 89. 


In Betreff der Verfuͤgung von Disz'plinarftrafen, die nicht in der Ent: 
fernung aus dem Amte beſtehen, gegen Mililairbeamte kommen die auf dieſe 
Beamten bezuͤglichen beſonderen Beſtimmungen zur Anwendung. 

Daſſelbe gilt von der Amtsſuspenſion aller Beamten der Militairver— 
waltung im Falle des Krieges. 


Siebenter Abſchnitt. 


Beſondere Beſtim mungen in Betreff der Entlaſſung von Beamten, 
welche auf Widerruf angeſtellt find, der Referendarien u. ſ. w. 


H. 90. 


Beamte, welche auf Probe, auf Kuͤndigung, oder ſonſt auf Widerruf 
angeſtellt find, koͤnnen ohne ein foͤrmliches Disziplinarverfahren von der Ber 
böroe, welche ihre Anſtellung verfügt hat, entlaffen werden. 

Waren ſie vorher in einem anderen Amte ohne einen ſolchen Vorbehalt 
angeſtellt, ſo kann die Emlaſſung aus dem Amte ohne foͤrmliches Disziplinar— 
verfahren nicht verhängt werden. 

Dem auf Grund der Kündigung entlaſſenen Beamten iſt in allen Faͤl— 

len 


— 289 — 


len bis zum Ablaufe der Kuͤndigung ſein velles Dienſteinkommen zu ge— 
waͤhren. 


§. 91. 


Referendarien oder Auskultatoren, welche durch eine tadelhafte Führung 
zu der Belaſſung im Dienſte ſich unwuͤrdig zeigen, oder in ihrer Ausbildung 
nicht gehörig fortſchreiten, koͤnnen von dem vorgeſetzten Miniſter, nach Anhoͤ— 
rung der Vorſteher der Provinzialdienſtbehoͤrde, ohne weiteres Verfahren aus 
dem Dienſte entlaſſen werden. 


H. 92. 


In Anſehung der Entlaſſung der Supernumerarien und der ſonſt zur 
Erlernung des Dienſtes bei den Behoͤrden beſchaͤfligten Perſonen kommen die 
darauf bezuͤglichen beſonderen Beſtimmungen zur Anwendung. 


$. 93. 


In Bezug auf Kanzleidiener, Boten, Kaſtellane und andere in gleicher 
Kategorie ſtehende oder blos zu mechaniſchen Dienſtleeſtungen beſtimmte Diener, 
welche bei den oberſten Verwaltungsbehoͤrden oder in ſolchen Verwaltungs— 
zweigen angeſtellt ſind, in welchen keine Provinzialdienſtbehoͤrden beſtehen, 
entſcheidet endguͤltig der Miniſter, nach Anhörung des Angeſchuldigten und auf 
den Vortrag zweier Referenten, zu denen ſtets ein Juſtitiar, oder, wenn ein 
ſolcher bei der Verwaltungsbehoͤrde nicht angeſtellt iſt, ein Rath des Juſtiz— 
Miniſteriums gehoͤren muß. 


Achter Abſchnitt. 


Verfügungen im Intexeſſe des Dienſtes, welche nicht Gegenſtand 
eines Disziplinarverfahrens ſind. 


H. 94 * 


Die nachbenannten Verfuͤgungen, welche im Intereſſe des Dienſtes ge- Berfipmg 
troffen werden koͤnnen, ſind nicht Gegenſtand des Disziplinarverfahrens, vor— ehe Zi af, 
behaltlich des im H. 50. vorgeſehenen Falles: . 

1) Verſetzung in ein anderes Amt von nicht geringerem Range und etats— 
maͤßigem Dienſteinkommen, mit Verguͤtung der reglementsmaͤßigen Um— 
zugskoſten. 

Als eine Verkuͤrzung im Einkommen iſt es nicht anzuſehen, wenn die 
Gelegenheit zur Verwaltung von Nebenaͤmtern entzogen wird, oder die 
Beziehung der für die D enſtunkoſten beſonders ausgeſetzten Einnahmen 

mit dieſen Unkoſten ſelbſt fortfaͤllt. 
2) Einſtweilige Verſetzung in den Ruheſtand mit Gewaͤhrung von War: 
tegeld. 
Es ſind hierbei die Vorſchriften der Verordnungen vom 14. Juni 
und 24. Oktober 1848. zu beobachten. 
(Nr. 3148) Außer 


Gänzliche Bere 
feßung in 
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Außer dem daſelbſt vorgeſehenen Falle koͤnnen durch Koͤnigliche Ver— 
fügung jederzeit die nachbenannten Beamten mit Gewährung des vorſchrifts— 
maßigen Wartegeldes einſtweilig in den Ruheſtand verſetzt werden: 


Unterſtaatsſekretaͤre, 

Miniſterialdirektoren, 

Oberpraͤſidenten, 

Regierungspraͤſidenten und Vieepraͤſidenten, 

Beamte der Staatsanwaltſchaft bei den Gerichten, 
Vorſteher Koͤniglicher Polizeibehoͤrden, 8 
Landraͤthe; 

ferner die Geſandten und andere diplomatiſche Agenten. 


Wartegeldempfaͤnger, welche zur Zeit der Verkuͤndigung der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde etatsmaͤßig angeſtellt waren, ſollen bei Wiederbeſetzung erledigter Stel— 
len, fuͤr welche ſie ſich eignen, vorzugsweiſe beruͤckſichtigt werden. 


3) Gaͤnzliche Verſetzung in den Ruheſtand mit Gewaͤhrung der vorſchrifts— 
maͤßigen Penſion. 


$. 95. 
Die gaͤnzliche Verſetzung in den Ruheſtand (Penſionirung) tritt ein, 
wenn der Beamte durch Blindheit, Taubheit oder ein ſonſtiges koͤrperliches 


Gebrechen, oder durch die eingetretene Schwäche feiner koͤrperlichen oder geiſtigen 
Kraͤfte zur Erfuͤllung ſeiner Amtspflichten unfaͤhig geworden iſt. 


F. 96. 

Sucht der Beamte ſeine Verſetzung in den Ruheſtand nicht nach, ob— 

gleich der Zuſtand, welcher ihn zur Erfuͤllung ſeiner Amtspflichten unfaͤhig 

macht, ein dauernder iſt, ſo wird ihm oder ſeinem noͤthigenfalls hierzu beſon— 

ders zu beſtellenden Kurator von der vorgeſetzten Dienſtbehoͤrde unter Angabe 

des zu gewaͤhrenden Penſionsbetrages eröffnet, daß der Fall feiner Verſetzung 
in den Ruheſtand vorliege. 


H. 97. 


Innerhalb ſechs Wochen nach einer ſolchen Eröffnung (F. 96.) kann 
der Beamte „feine Einwendungen bei der vorgeſetzten Dienſtbehoͤrde anbringen. 
Iſt dies geſchehen, ſo werden die Verhandlungen an den vorgeſetzten Miniſter 
eingereicht, welcher, ſofern nicht der Beamte von dem Könige ernannt iſt, uͤber 
die Penſionirung entſcheidet. 

Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Beamten der Rekurs an das 
Staatsminiſterium binnen einer Friſt von vier Wochen nach Empfang der 
Entſcheidung zu. 

Des Rekursrechtes ungeachtet, kann der Beamte von dem Miniſter ſo— 
fort der weiteren Amtsverwaltung vorlaͤufig enthoben werden. 

Iſt der Beamte von dem Könige ernannt, ſo erfolgt die Entſcheidung 
von dem Koͤnige auf den Antrag des Staatsminiſteriums. 

$. 98. 
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$. 98. 


Dem Beamten, deſſen Verſetzung in den Ruheſtand verfuͤgt iſt, wird ſein 
volles Gehalt noch bis zum Ablaufe desjenigen Vierteljahres fortgezahlt, wel⸗ 
ches auf den Monat folgt, worin ihm die Entſcheidung des Miniſters oder des 
Koͤnigs bekannt gemacht worden iſt. 

99, N 

Wenn der Beamte gegen die ihm gemachte Eröffnung (F. 96.) inner⸗ 
halb ſechs Wochen keine Einwendungen erhoben hat, ſo wird in derſelben 
Weiſe verfügt, als wenn er feine Penſionirung ſelbſt nachgeſucht hätte, 

Die Entſcheidung ſteht dem Miniſter zu, und die Zahlung des vollen 
Gehaltes dauert bis zu dem im F. 98. beſtimmten Zeitpunkte. 


$. 100. 


Iſt ein Beamter vor dem Zeitpunkte, mit welchem die Penfionsberech- 
tigung fuͤr ihn eingetreten ſein wuͤrde, dienſtunfaͤhig geworden, ſo kann er gegen 
ſeinen Willen nur unter Beobachtung derjenigen Formen, welche fuͤr die Dis⸗ 
ziplinarunterſuchung vorgeſchrieben ſind, in den Ruheſtand verſetzt werden. 

Wird es jedoch fuͤr angemeſſen befunden, dem Beamten eine Penſion 
zu dem Betrage zu bewilligen, welcher ihm bei Erreichung des vorgedachten 
Zeitpunktes zuſtehen wuͤrde, ſo kann die Penſionirung deſſelben nach den Vor— 
ſchriften der HH. 96 — 99. erfolgen. 

$. 101. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen uͤber einſtweilige und gaͤnzliche Ver— 
ſetzung in den Ruheſtand finden nur auf Beamte im unmittelbaren Staats— 
dienſte Anwendung. 8 

In Bezug auf die mittelbaren Staatsdiener bleiben die wegen Penſio— 
nirung derſelben beſtehenden Vorſchriften in Kraft. 

$. 102. 

Die Vorſchriften der gegenwaͤrtigen Verordnung gelten auch in Anſe— 
hung der zur Dispoſition geſtellten oder einſtweilen in Ruheſtand verſetzten 
Beamten. 

$. 103. 


Im Bezirke des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes zu Coͤln wird an Beſondere Be- 


den beſtehenden Geſetzen, welche Verletzungen der Amtspflicht mit Geldbußen 
irgend einer Art, und gewiſſe aus Fahrlaͤſſigkeit begangene Verletzungen der 
Amtspflicht mit Strafen des gemeinen Strafrechts bedrohen, durch die Beſtim— 
mungen der F. 3 und 5. nichts geaͤndert. 
Die Verfolgung wegen ſolcher Handlungen findet in der bisherigen 
Weiſe ſtatt. 
§. 104. 


ſtimmungen 
für den Be- 
zi k des 
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Rechtes. 


Die gerichtlichen Unterſuchungen, welche zur Zeit der Verkuͤndigung der nehm angebe 


(Nr. 3148.) ge⸗ 


ſtimmungen. 


gegenwärtigen Verordnung bereits eröffnet find, werden in der bisherigen Weiſe 
zu Ende geführt. Die Unterſuchung wird als eröffnet betrachtet, wenn der 
Beſchuldigte als ſolcher vernommen oder Behufs ſeiner Vernehmung vorgela— 
den iſt. Die ergangenen oder ergehenden Strafurtheile werden ohne Ruͤckſicht 
auf die Beſtimmungen dieſer Verordnung vollſtreckt. 

Die bereits eingeleiteten Disziplinarunterjuchungen werden bis zum 
Abſchluſſe der Vorunterſuchung in der bisherigen Weiſe zu Ende geführt. Im 
Ulebrigen finden auf das Verfahren die Beſtimmungen dieſer Verordnung An— 
wendung. 

$. 105. 
Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouei, den 11. Juli 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. La denberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 


